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Bericht *) 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

a) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
- Drucksache 13/4610 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Programms für mehr Wachstum 
und Beschäftigung in den Bereichen der Rentenversicherung und 
Arbeitsförderung (Wachstums- und Beschäftigungsförderungsgesetz - WFG) 

b) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
- Drucksache 13/4611 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Wachstums- 
und Beschäftigungsförderungsgesetzes 
(Wachstums- und Beschäftigungsförderungs-Ergänzungsgesetz - WFEG) 

c) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/4814 und 13/4987 - 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze 

d) zu dem Antrag der Abgeordneten Andrea Fischer (Berlin), 
Marieluise Beck (Bremen), Annelie Buntenbach, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/4674 - 

Zukunftsfähigkeit durch sozialstaatliche Innovationen gewinnen 

e) zu dem Antrag der Gruppe der PDS 
- Drucksache 13/3737 - 

Rentenmoratorium 1996 

*) Wegen des engen Sachzusammenhangs und der zusammenhängenden Beratung der Vorlagen ist nur ein Bericht erstellt 
worden. 
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Bericht der Abgeordneten Ulrike Mascher 

A. Allgemeiner Teil 

I. Beratungsverlauf 

a) Allgemeines 

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4610 ist in der 
107. Sitzung des Deutschen Bundestages am 23. Mai 
1996 an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
zur federführenden Beratung und an den Ausschuß 
für Wirtschaft, den Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten, den Ausschuß für Fami lie, 
Senioren, Frauen und Jugend, den Ausschuß für Ge-
sundheit, den Ausschuß für Fremdenverkehr und 
Tourismus sowie den Haushaltsausschuß - diesem 
auch gemäß § 96 GO-BT - zur Mitberatung überwie-
sen worden. 

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4611 ist eben-
falls in der 107. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 23. Mai 1996 an den Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung zur federführenden Beratung und an 
den Ausschuß für Wirtschaft, den Ausschuß für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten, den Ausschuß 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, den Aus-
schuß für Gesundheit, den Ausschuß für Fremden-
verkehr und Tourismus sowie den Haushaltsaus-
schuß - diesem auch gemäß § 96 GO-BT - zur Mit-
beratung überwiesen worden. 

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4814 ist in der 
111. Sitzung des Deutschen Bundestages am 14. Juni 
1996 an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
zur federführenden Beratung und an den Ausschuß 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur Mitbe-
ratung sowie gemäß § 96 GO-BT an den Haushalts-
ausschuß überwiesen worden. Der Bundesrat hat in 
seiner 698. Sitzung am 14. Juni 1996 zu dem Gesetz-
entwurf eine Stellungnahme - Drucksache 13/4987 - 
abgegeben, zu der die Bundesregierung eine Ge-
genäußerung - Drucksache 13/4987 - vorgelegt hat. 

Der Antrag auf Drucksache 13/4674 ist in der 
107. Sitzung des Deutschen Bundestages am 23. Mai 
1996 an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
zur federführenden Beratung und an den Ausschuß 
für Fami lie, Senioren, Frauen und Jugend, den Aus-
schuß für Gesundheit sowie den Haushaltsausschuß 
zur Mitberatung überwiesen worden. 

Der Antrag auf Drucksache 13/3737 ist in der 87. Sit-
zung des Deutschen Bundestages am 2. Februar 1996 
an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zur 
federführenden Beratung und an den Ausschuß 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie 
den Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen 
worden. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat den 
Antrag auf Drucksache 13/3737 in seiner 43. Sitzung 
am 28. Februar 1996 erstmalig beraten. Der Aus-

schuß hat in seiner 58. Sitzung am 24. Mai 1996 
die Durchführung einer öffentlichen Anhörung von 
Sachverständigen zu den Gesetzentwürfen auf den 
Drucksachen 13/4610 und 13/4611 beschlossen, die 
am 12. Juni 1996 als 62. Sitzung des Ausschusses 
stattfand. Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf auf 
Drucksache 13/4611 in seiner 59. Sitzung am 10. Juni 
1996 und den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4610 
sowie den Antrag auf Drucksache 13/4674 in seiner 
61. Sitzung am 12. Juni 1996 erstmalig beraten und 
in dieser Sitzung die Beratung über den Antrag auf 
Drucksache 13/3737 fortgesetzt. Der Ausschuß hat 
den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4814 in seiner 
65. Sitzung am 19. Juni 1996 erstmalig beraten. Der 
Ausschuß hat in seiner 67. Sitzung am 24. Juni 1996 
die Durchführung einer weiteren öffentlichen Anhö-
rung von Sachverständigen zu den Gesetzentwürfen 
auf den Drucksachen 13/4610 und 13/4611 beschlos-
sen, die am 25. Juni 1996 als 68. Sitzung des Aus-
schusses stattfand. Der Ausschuß hat die Vorlagen 
nochmals in seiner 67. Sitzung am 24. Juni 1996 be-
raten und die Beratung in seiner 69. Sitzung am 
26. Juni 1996 abgeschlossen. 

In der abschließenden Ausschußsitzung am 26. Juni 
1996 äußerten die Mitglieder der Fraktion der SPD 
scharfe Kritik an der Eile, mit der das gesamte Ge-
setzgebungsverfahren zu den Gesetzentwürfen auf 
den Drucksachen 13/4610 und 13/4611 durchgeführt 
werde. Bei diesem Gesetzgebungsverfahren könne 
nicht mehr von einem ordnungsgemäßen parlamen-
tarischen Ablauf gesprochen werden. Die Beratun-
gen und die Anhörungen seien so kurzfristig hinter-
einander erfolgt, daß weder die Sachverständigen 
Zeit für eine sorgfältige Anfertigung von Stellung-
nahmen noch die Abgeordneten ausreichend Gele-
genheit zur Prüfung und Bewe rtung aller Materia-
lien und Änderungsanträge gehabt hätten. So hätten 
die Koalitionsfraktionen in Änderungsanträgen sub-
stantiell Neues eingeführt, das im Schnellverfahren 
durchgezogen werde. Sie seien auch nicht bereit, die 
besonders kritischen Punkte zurückzuziehen. Die 
kurzfristig am Vortag angesetzte Anhörung sei erfor-
derlich gewesen, weil die Koalitionsfraktionen in 
ihren Änderungsanträgen zum Beispiel den „Staats-
kommissar" für die Rentenversicherung eingeführt 
hätten. Jetzt liege das Wortprotokoll der öffentlichen 
Anhörung vom Mittag des Vortages noch nicht vor. 
Deshalb sei eine ordnungsgemäße Beratung nicht 
möglich. Die Fraktion der SPD nahm daher an den 
abschließenden Beratungen zu den Gesetzentwür-
fen auf den Drucksachen 13/4610 und 13/4611 nicht 
teil. Die Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Gruppe der PDS schlossen sich 
der von der Fraktion der SPD geäußerten Kritik am 
gesamten Gesetzgebungsverfahren zu den Gesetz-
entwürfen auf den Drucksachen 13/4610 und 13/4611 
an und nahmen ebenfalls an den abschließenden Be-
ratungen zu diesen Gesetzentwürfen nicht teil. Die 
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Koalitionsfraktionen räumten ein, daß die Einbrin-
gung der substantiellen Änderungsanträge kurzfri-
stig erfolgt sei. Die von der Fraktion der SPD dazu 
beantragte Anhörung hätte aus ihrer Sicht bereits 
am 24. Juni 1996 stattfinden können. In der Obleute-
besprechung sei dann aber eine einvernehmliche 
Terminierung auf den 25. Juni 1996 erfolgt. Es sei 
klar, daß ein Protokoll in dieser Zeit nicht habe 
erstellt werden können. Auch die Fraktion der SPD 
habe dies wissen müssen. Nach der Geschäftsord-
nung des Deutschen Bundestages sei die Vorlage 
des Anhörungsprotokolls vor Abschluß der Beratun-
gen auch nicht zwingend erforderlich. 

Der Ausschuß hat mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. bei Abwesenheit der Frak-
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
der Gruppe der PDS beschlossen, die Gesetzent-
würfe auf den Drucksachen 13/4610 und 13/4611 in 
der vom Ausschuß geänderten Fassung anzuneh-
men. Im übrigen hat der Ausschuß den Gesetzent-
wurf auf Drucksache 13/4814 durch die Annahme 
des Gesetzentwurfs auf Drucksache 13/4610 in der 
Ausschußfassung für erledigt erklärt. Der Ausschuß 
hat den Antrag auf Drucksache 13/4674 mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung 
der Gruppe der PDS abgelehnt. Der Ausschuß hat 
den Antrag auf Drucksache 13/3737 mit den Stim-
men der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS ebenfa lls abgelehnt. 

b) Mitberatende Voten 

Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4610 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
19. Juni 1996 dem federführenden Ausschuß mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS die Annahme 
des Gesetzentwurfs empfohlen. Der Ausschuß für 
Fremdenverkehr und Tourismus hat ebenfalls am 
19. Juni 1996 mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Frak-
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Ab-
wesenheit der Gruppe der PDS empfohlen, den Ge-
setzentwurf anzunehmen. Der Ausschuß für Wirt

-schaft hat dem federführenden Ausschuß in seiner 
Sitzung am 26. Juni 1996 mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Gruppe der PDS empfohlen, dem Gesetz-
entwurf in der Fassung der auch vom federführen-
den Ausschuß angenommenen Änderungsanträge 
zuzustimmen. Der Ausschuß für Gesundheit und der 
Ausschuß für Fami lie, Senioren, Frauen und Jugend 
haben in ihren jewei ligen Sitzungen am 26. Juni 
1996 mit gleicher Mehrheit die Annahme des Ge-
setzentwurfs in der Fassung der Änderungsanträge 
empfohlen. Der Ausschuß für Fami lie, Senioren, 
Frauen und Jugend lehnte in dieser Sitzung im übri-
gen mehrheitlich einen von der Fraktion der SPD im 

Ausschuß vorgelegten Antrag zum Gesetzentwurf 
ab. Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat ebenfalls am 26. Juni 1996 mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Abwesenheit der Gruppe der PDS die 
Annahme des Gesetzentwurfs in der Fassung der 
Änderungsanträge empfohlen. 

Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4611 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
19. Juni 1996 dem federführenden Ausschuß mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS die Annahme 
des Gesetzentwurfs empfohlen. Der Ausschuß für 
Fremdenverkehr und Tourismus hat ebenfalls am 
19. Juni 1996 mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Frak-
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Ab-
wesenheit der Gruppe der PDS empfohlen, den Ge-
setzentwurf anzunehmen. Der Ausschuß für Wirt-
schaft hat dem federführenden Ausschuß in seiner 
Sitzung am 26. Juni 1996 mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Gruppe der PDS empfohlen, dem Gesetz-
entwurf in der Fassung der auch vom federführen-
den Ausschuß angenommenen Änderungsanträge 
zuzustimmen. Der Ausschuß für Gesundheit und der 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
haben in ihren jewei ligen Sitzungen am 26. Juni 
1996 mit gleicher Mehrheit die Annahme des Ge-
setzentwurfs in der Fassung der Änderungsanträge 
empfohlen. Der Ausschuß für Fami lie, Senioren, 
Frauen und Jugend lehnte in dieser Sitzung im übri-
gen mehrheitlich einen von der Fraktion der SPD im 
Ausschuß vorgelegten Antrag zum Gesetzentwurf 
ab. Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat ebenfalls am 26. Juni 1996 mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Abwesenheit der Gruppe der PDS die 
Annahme des Gesetzentwurfs in der Fassung der 
Änderungsanträge empfohlen. 

Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4814 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend hat dem federführenden Ausschuß in seiner 
Sitzung am 24. Juni 1996 empfohlen, den Gesetzent-
wurf für erledigt zu erklären. 

Antrag auf Drucksache 13/4674 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend hat dem federführenden Ausschuß in seiner 
Sitzung am 12. Juni 1996 mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS bei Stimmenthaltung der Fraktion 
der SPD empfohlen, den Antrag abzulehnen. Der 
Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 19. Juni 
1996 mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS bei Enthaltung 
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der Fraktion der SPD die Ablehnung des Antrags 
empfohlen. Der Ausschuß für Gesundheit hat eben-
falls am 19. Juni 1996 mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimme 
der Gruppe der PDS bei Stimmenthaltung der Frak-
tion der SPD und in Abwesenheit der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung des An-
trags empfohlen. 

Antrag auf Drucksache 13/3737 

Der Haushaltsausschuß hat dem federführenden 
Ausschuß in seiner Sitzung am 28. Februar 1996 mit 
den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen CDU/

-

CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Mitglieder der Gruppe der 
PDS empfohlen, den Antrag auf Drucksache 13/3737 
abzulehnen. Der Ausschuß für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend hat in seiner Sitzung am 26. Juni 
1996 mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS ebenfalls die Ablehnung des An-
trags empfohlen. 

c) Abgelehnter Entschließungsantrag 

Der nachfolgend aufgeführte Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD zum Gesetzentwurf auf Druck-
sache 13/4610 ist mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Gruppe der PDS abgelehnt worden. 

„Der Bundestag möge beschließen: 

Der Bundestag lehnt das Rentenkürzungsgesetz 
(sogenanntes „Wachstums- und Beschäftigungsför-
derungsgesetz") ab, weil es weder Wachstum noch 
Beschäftigung fördert, sondern ausschließlich dazu 
dient, die Folgen der verfehlten Wirtschafts- und Ar-
beitsmarktpolitik der Bundesregierung und die Kon-
sequenzen der falschen Finanzierung der Deutschen 
Einheit auf die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer sowie die Rentnerinnen und Rentner abzu-
wälzen. 

Die akuten Finanzierungs- und Liquiditätsschwierig-
keiten der gesetzlichen Rentenversicherung sind 
ausschließlich Folge der aktuellen Konjunktur- und 
Arbeitsmarktkrise sowie der von der Bundesregie-
rung zu verantwortenden Überlastung der Sozialver-
sicherungssysteme mit den Kosten der Deutschen 
Einheit. Es handelt sich bei den gegenwärtigen Pro-
blemen nicht um eine g rundsätzliche Krise des Ren-
tensystems. Auf der Grundlage der 1989 im Parteien-
konsens verabschiedeten Rentenreform 1992 ist die 
lebensstandardsichernde, lohnbezogene und dyna-
mische Rente langfristig auch bei den bevorstehen-
den Verschiebungen im Altersaufbau der Bevölke-
rung sicher. Für die nächsten 15 Jahre sind hierfür 
bereits die gesetzlichen Voraussetzungen geschaf-
fen. Trotz der Belastungen durch die Deutsche Ein-
heit und der aktuellen Konjunkturkrise ist der Bei-
tragssatz heute sogar niedriger als ursprünglich vor-
ausberechnet; es gibt keinen Grund, bis zum Jahre 
2010 reichende Rechnungen zu revidieren, die sei-
nerzeit der Reform zugrunde gelegt wurden. Auch 

für die Zeit nach 2010 hat die Rentenreform bereits 
ein solides Fundament gelegt. Die verbleibenden 
Finanzierungsprobleme bis zum Jahre 2040 können 
im Rahmen des bestehenden Rentenversicherungs-
systems gelöst werden. 

Der vorliegende Entwurf des Rentenkürzungsgeset-
zes der Bundesregierung und der Koalitionsfraktio-
nen leistet keinen Beitrag zur Lösung der akuten 
Finanzierungskrise der Rentenversicherung. Statt 
die Probleme an den Ursachen zu bekämpfen, näm-
lich durch Anstrengungen zur Verringerung der Ar-
beitslosigkeit und durch gerechte Finanzierung der 
deutschen Einheit, soll die Gelegenheit genutzt wer-
den, um unter Bruch des parteiübergreifenden Ren-
tenkonsenses von 1989 nunmehr auch im Bereich 
der Alterssicherung eine systematische Leistungs-
kürzungspolitik einzuleiten. 

Im einzelnen ist an dem vorliegenden Gesetzentwurf 
zu kritisieren: 

1. Die vorzeitige Erhöhung der Altersgrenzen für Ar-
beitslose, Frauen und langjährig Versicherte auf 
das 65. Lebensjahr verschärft massiv die Arbeits-
losigkeit; die partiellen Korrekturen am ursprüng-
lichen Gesetzentwurf bei der Altersgrenze für 
Frauen ändern daran nichts Grundsätzliches. 

Durch diese Politik wird nichts eingespart, son-
dern es werden - allerdings unter gravierender 
Verschlechterung für die Betroffenen - lediglich 
Finanzlasten von der Rentenversicherung auf die 
Bundesanstalt für Arbeit abgewälzt. In die gleiche 
Richtung zielt der bereits angekündigte Einschnitt 
beim Recht der Berufs- und Erwerbsunfähigkeits-
renten. 

Der Gesetzentwurf bricht mit einer in der Bundes-
repub lik bisher selbstverständlichen sozialstaatli-
chen Tradition, nämlich daß das Rentenversiche-
rungssystem bewußt auch zur Entlastung des Ar-
beitsmarktes beitragen soll. Dem war bisher mit 
zu verdanken, daß die Jugendarbeitslosigkeit in 
Deutschland im europäischen Vergleich verhält-
nismäßig niedrig ist. Die jüngeren Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer werden die Leidtragen-
den dieser neuen Weichenstellung sein. 

2. Mit der Streichung der Anrechnungszeiten wegen 
Arbeitslosigkeit und Krankheit wird ein Kurs-
wechsel eingeleitet, der unter dem Vorwand der 
Stärkung des Versicherungsprinzips darauf ab-
zielt, die Leistungen des sozialen Ausgleichs in-
nerhalb der Solidargemeinschaft abzubauen und 
die Sozialversicherung an die Prinzipien der kom-
merziellen Privatversicherung anzugleichen. 

3. Das Kürzungspaket läßt jede soziale Ausgewo-
genheit vermissen und trifft geradezu gezielt die 
sozial Schwachen, vor allem die Behinderten, 
Langzeitkranken und Arbeitslosen. 

4. Der Vertrauensschutz wird - trotz der in den Aus-
schußberatungen vorgenommenen Korrekturen - 
gravierend verletzt. Ohne ausreichende Über-
gangsfristen wird in bereits vorhandene Renten-
anwartschaften eingegriffen. Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern, die noch vor kurzem auf 
Basis der Entscheidungen der Rentenreform 1992 
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ihren Renteneintritt sicher kalkulieren zu können 
glaubten, wird die Geschäftsgrundlage für ihre 
Lebensplanung entzogen. Auch bei der Kürzung 
der Anrechnungszeiten für Ausbildung und der 
Bewertung von Zeiten der beruflichen Bildung ist 
der Vertrauensschutz ungenügend. Die bereits 
vorhandenen und sicher einkalkulierten Anwart-
schaften aus diesen Zeiten werden auch für die 
rentennahen Jahrgänge gestrichen; der Vertrau-
ensschutz beschränkt sich ausschließlich auf die 
Rentenzugänge der vier Jahre 1997 bis 2000. 

5. Durch Streichung des Rechtsanspruches auf Be-
rufliche Rehabilitation aus dem Leistungskatalog 
der Bundesanstalt für Arbeit wird die Eingliede-
rung von Behinderten in Beruf und Gesellschaft 
von der Kassenlage der Bundesanstalt für Arbeit 
und damit von der Willkür des Bundesfinanzmini-
sters abhängig gemacht. An diesem zentralen An-
griff auf Prinzipien des Sozialstaates ändern auch 
die geringfügigen Korrekturen nichts, die in den 
Ausschußberatungen an dem ursprünglichen Ent-
wurf vorgenommen worden sind. 

6. Durch pauschale Begrenzung der Rehabi litations-
ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung 
wird die effektive und rechtzeitige Vermeidung 
von Berufs- und Erwerbsunfähigkeit in Frage ge-
stellt. In Zukunft wird mit einem höheren Zugang 
von Frührenten zu rechnen sein. Diese kurzsich-
tige Sparpolitik führt mittel- und langfristig nicht 
zu Einsparungen, sondern zu Mehraufwendungen 
der Rentenversicherung. 

7. Die Leistungen nach dem Fremdrentenrecht sol-
len weiterhin aus Beitragsmitteln finanziert wer-
den, obwohl es sich um Leistungen handelt, die 
völlig unabhängig von der eigenen Beitragszah-
lung in die Rentenversicherung gezahlt werden. 
Statt die Kosten durch den Bund zu übernehmen, 
plant die Bundesregierung eine massive Lei-
stungskürzung, daß zu befürchten ist, daß alle 
Spätaussiedler, die ab dem 7. Mai 1996 zuziehen, 
im Alter sozialhilfebedürftig werden. 

8. Trotz aller unsozialer Einschnitte und empfind-
licher Renteneinbußen im Einzelfall führt der Ge-
setzentwurf der Bundesregierung kaum zu spür-
baren Entlastungen der Beitragszahler. Die Entla-
stung in der Rentenversicherung beträgt allenfalls 
0,3 Beitrags-%-Punkte. Ob der Beitragssatz zur 
Rentenversicherung in den nächsten Jahren unter 
20 % gehalten werden kann, ist mehr als fraglich. 
Die Mehrbelastungen bei der Bundesanstalt für 
Arbeit infolge der höheren Arbeitslosigkeit sind 
dabei noch nicht gegengerechnet. 

Statt dessen fordert  der Deutsche Bundestag: 

Es kommt darauf an, eine spürbare kurz- und mittel-
fristige Beitragsentlastung in der Rentenversiche-
rung zu erreichen, ohne Lasten aus der Renten- in 
die Arbeitslosenversicherung bzw. auf die Sozialhilfe 
zu verschieben. Dies ist nur möglich, wenn die Ren-
tenversicherung von solchen beitragsfreien Leistun-
gen entlastet wird, die auch außenstehenden Perso-
nen im Prinzip ohne jede eigene Beitragszahlung zu-
gute kommen können. Dazu ist notwendig: 

- Erstattung der Aufwendungen für das Fremdren-
tengesetz durch den Bund 

- Erstattung der Aufwendungen für die Auffüllbe-
träge in der Rentenversicherung Ost durch den 
Bund 

- Erstattung der Aufwendungen für das 2. SED

-

Unrechtsbereinigungsgesetz durch den Bund 

- Finanzierung dieser Erstattungen durch ein Ak-
tionsprogramm gegen Wirtschaftskriminalität und 
Steuerhinterziehung 

- Hälftige Beteiligung der Arbeitgeber an den Ko-
sten des Vorruhestandes und der arbeitsmarkt-
bedingten Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten. 

Im übrigen wird die Bundesregierung aufgefordert, 
zum Rentenkonsens von 1989 zurückzukehren und 
an den Grundlinien des Rentenversicherungssy-
stems, vor allem an der Lohn- und Beitragsbezogen-
heit, dem heutigen Rentenniveau und dem Prinzip 
des sozialen Ausgleichs innerhalb der Solidarge-
meinschaft, festzuhalten. " 

d) Petitionen 

Im Laufe der Ausschußberatungen wurde auch eine 
Petition zur geplanten Anhebung des Rentenalters 
für Frauen behandelt, zu der der Petitionsausschuß 
eine Stellungnahme nach § 109 GO-BT angefordert 
hatte. Mit der Annahme des Gesetzentwurfs auf 
Drucksache 13/4610 in der vom Ausschuß geänder-
ten Fassung ist dem Anliegen der Petentin nach 
einer Beibehaltung der im Rentenreformgesetz 1992 
festgelegten Regelungen nicht entsprochen worden. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlagen 

Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4610 

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4610 zielt 
darauf ab, eine größere Wachstums- und Beschäfti-
gungsdynamik zu schaffen. Zur Begrenzung der 
Lohnzusatzkosten sind daher Anpassungen und Ein-
schränkungen im Bereich der Rentenversicherung 
und der Bundesanstalt für Arbeit vorgesehen. Die 
Maßnahmen im Bereich der Rentenversicherung 
umfassen die Stärkung des Versicherungsprinzips 
und des Prinzips der Lohn- und Beitragsbezogenheit 
der Renten durch Änderungen bei der Berücksichti-
gung und Bewertung beitragsfreier bzw. beitrags-
geminderter Zeiten, die Verlängerung der Lebensar-
beitszeit durch eine Vorziehung der bereits im Ren-
tenreformgesetz 1992 vorgesehenen Anhebung der 
Altersgrenzen bei den Altersrenten für Frauen und 
langjährig Versicherte, die Stärkung des Kostenbe-
wußtseins bei den Versicherten im Bereich der Reha-
bilitation und Vermeidung nicht gerechtfertigter 
Kostensteigerung sowie den Einsatz sämtlicher Ver-
mögensreserven der Rentenversicherungsträger, die 
nicht für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich 
sind. Zu den Maßnahmen im Bereich der Bundes-
anstalt für Arbeit gehören u. a. die Umwandlung der 
berufsfördernden Leistungen von Muß- in Kann-Lei-
stungen, die Begrenzung der Verwaltungsaufwen-
dungen der Bundesanstalt für Arbeit, die intensivere 
Beitreibung von Außenständen der Bundesanstalt 
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für Arbeit sowie die Aussetzung der Dynamisierung 
von Lohnersatzleistungen der Bundesanstalt für Ar-
beit im Jahre 1997. Durch die im Gesetzentwurf in 
der Fassung der Beschlußempfehlung vorgesehenen 
Maßnahmen werden im Zeitraum bis zum Jahre 2000 
die Rentenversicherung um ca. 23,8 Mrd. DM und 
die Bundesanstalt für Arbeit um ca. 4,7 Mrd. DM ent-
lastet. Der Bund wird in diesem Zeitraum durch 
niedrigere Bundeszuschüsse zur Rentenversiche-
rung um ca. 4,8 Mrd. DM entlastet. 

Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4611 

Der Gesetzentwurf zur Ergänzung des Wachstums-  
und Beschäftigungsförderungsgesetzes auf Druck-
sache 13/4611 hat insbesondere das Ziel, die Verwal-
tungseffizienz in den Bereichen der Rentenversiche-
rung, der Krankenversicherung und der Alterssiche-
rung der Landwirte durch eine Begrenzung des 
Zuwachses bei den Verwaltungskosten zu erhöhen. 
Außerdem sollen auch im Bereich der Rentenversi-
cherung der Arbeiter alle Vermögenswerte, die nicht 
für die Erfüllung der Aufgaben der Versicherungs-
träger erforderlich sind, in der Rentenversicherung 
eingesetzt werden. Darüber hinaus soll das Instru-
mentarium zur Mißbrauchsbekämpfung bei Arbeits-
unfähigkeit verbessert werden. Durch die im Gesetz-
entwurf vorgesehenen Maßnahmen werden im Zeit-
raum bis zum Jahre 2000 die Rentenversicherung um 
ca. 4,6 Mrd. DM und der Bund durch niedrigere Bun-
deszuschüsse zur Rentenversicherung um ca. 1 Mrd. 
DM entlastet. Für die gesetzliche Krankenversiche-
rung ergeben sich finanzielle Entlastungen im Jahre 
1997 in Höhe von ca. 150 Mio. DM. 

Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4814 

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4814 enthält 
Änderungen bei den Altersgrenzen für vorzeitige - 
Altersrenten sowie im Fremdrentenrecht, für die als 
Stichtag der 7. Mai 1996 gelten soll. Nach dem Ge-
setzentwurf sollen die Altersgrenzen für die Alters-
rente für Frauen und für langjährig Versicherte frü-
her als im Rentenreformgesetz 1992 vorgesehen an-
gehoben werden. Im übrigen ist im Gesetzentwurf 
vorgesehen, daß die für die einzelnen Berechtigten 
maßgeblichen Tabellenwerte des Fremdrentengeset-
zes bei allen künftigen Rentenzugängen um 40 vom 
Hundert gesenkt werden sollen. Durch die im Ge-
setzentwurf vorgesehenen Maßnahmen wird die 
Rentenversicherung im Zeitraum bis zum Jahre 2000 
um ca. 6,5 Mrd. DM entlastet. Der Bund wird in die-
sem Zeitraum durch niedrigere Bundeszuschüsse zur 
Rentenversicherung um ca. 1,4 Mrd. DM entlastet. 

Antrag auf Drucksache 13/4674 

Der Antrag auf Drucksache 13/4674 zielt darauf ab, 
die Zukunftsfähigkeit des Sozialstaates durch Refor-
men zu sichern. In diesem Zusammenhang wird u. a. 
gefordert, die Finanzierung der versicherungsfrem-
den Leistungen durch steuerfinanzierte Bundeszu-
schüsse zu den Sozialversicherungen zu gewährlei-
sten, die rentenrechtliche Anerkennung von Zeiten 
der Kindererziehung zu verbessern, das im Renten-
reformgesetz 1992 beschlossene Verfahren der Her-
aufsetzung der Altersgrenzen für Frauen und lang-

jährig Versicherte ab dem Jahre 2001 beizubehalten, 
keine Kürzungen der Leistungen nach dem Fremd-
rentengesetz vorzunehmen und den Rechtsanspruch 
auf Maßnahmen der berufsfördernden Leistungen 
zur Rehabi litation zu erhalten. 

Antrag auf Drucksache 13/3737 

Im Antrag auf Drucksache 13/3737 wird die Verein-
barung eines Rentenmoratoriums gefordert. Danach 
sollten im Jahre 1996 mit Ausnahme der Korrektur 
des Rentenüberleitungsgesetzes keine Änderungen 
im Sechsten Buch Sozialgesetzbuch erfolgen. Mit 
diesem Aufschub von Änderungen im SGB VI soll 
die Erarbeitung grundlegender Lösungen für ak-
tuelle Probleme und zukünftige Herausforderungen 
der Rentenversicherung ermöglicht werden. 

III. Öffentliche Anhörungen 

Öffentliche Anhörung am 12. Juni 1996 

Am 12. Juni 1996 fand als 62. Sitzung des Ausschus-
ses für Arbeit und Sozialordnung eine öffentliche 
Anhörung von Sachverständigen statt. Die schriftli-
chen und mündlichen Stellungnahmen der Anhö-
rungsteilnehmer sind in die Beratungen des Aus-
schusses einbezogen worden. Über die nachfolgende 
kurze Zusammenfassung der wesentlichen Ergeb-
nisse der Anhörung hinaus wird auf das Wortproto-
koll sowie die als Ausschußdrucksachen verteilten 
Stellungnahmen der Sachverständigen verwiesen. In 
der Anhörung wurden als Sachverständige gehört: 

1. Einzelsachverständige: 

- Dr. Alfred Boss 

- Prof. Dr. Eckhard Knappe 

- Dr. Wolfgang Meyer 

- Dr. Michael Nagy 

- Prof. Dr. Winfried Schmähl 

- Prof. Dr. Bernd Schulte 

- Prof. Dr. Gert Wagner 

- Prof. Dr. Gunnar Winkler 

2. Rentenversicherungsträger/Bundesanstalt: 

- Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA) 

- Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 
(VDR) 

- Bundesanstalt für Arbeit 

3. Sozialpartner: 

- Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB) 

- Deutsche Angestellten-Gewerkschaft (DAG) 

- Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber- 
verbände (BDA) 

- Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH) 

- Union der Leitenden Angestellten (ULA) 
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4. Betroffenenverbände: 

- Verband der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Behin-
derten und Sozialrentner Deutschlands e. V. 
(VdK) 

- Reichsbund der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Be-
hinderten, Sozialrentner und Hinterbliebenen e. V. 

- Deutscher Frauenrat 

- Arbeitsgemeinschaft Deutscher Berufsförderungs-
werke 

- Bundesarbeitsgemeinschaft der Berufsbildungs-
werke 

- Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für Be-
hinderte e. V. 

- Deutscher Bäderverband e. V. 

Themenkatalog: 

WFG und WFEG unter besonderer Berücksichtigung 
arbeitsmarktpolitischer Auswirkungen und verfas-
sungsrechtlicher Gesichtspunkte 

1. Maßnahmen im Bereich der Renten- und 
Krankenversicherung 

a) Verlängerung der Lebensarbeitszeit 

b) Berücksichtigung und Bewe rtung beitragsfreier 
bzw. beitragsgeminderter Zeiten 

c) Rehabilitation 

d) Fremdrentenrecht 

e) Vermögensreserven der Rentenversicherungsträ-
ger 

f) Sonstige Maßnahmen, z. B. Vorverlegung der Fäl-
ligkeit von Sozialversicherungsbeiträgen und Be-
grenzung der Verwaltungs- und Verfahrenskosten. 

2. Maßnahmen im Bereich der Bundesanstalt für 
Arbeit 

a) Umwandlung der berufsfördernden Leistungen 

b) Begrenzung der Verwaltungsaufwendungen 

c) Beitreibung von Außenständen der Bundesanstalt 

d) Aussetzung der Dynamisierung von Lohnersatz-
leistungen 

e) Herabsetzung der Bemessungsgrundlage für Bei-
tragszahlungen der Bundesanstalt zur Kranken-, 
Pflege- und Rentenversicherung bei Beziehern 
von Arbeitslosenhilfe. 

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
(BfA) stellte fest, daß die vorgesehene Anhebung der 
Altersgrenzen für die Rentenversicherung zunächst 
nur geringe, mittelfristig jedoch deutlich zunehmen-
de Minderausgaben zur Folge haben werde. Ange-
sichts der für die Betroffenen durchaus erheblichen 
Einschnitte in die bislang erwarteten Leistungen der 
Rentenversicherung komme dem Vertrauensschutz 
eine besondere Bedeutung zu. Die vorgesehene Ver-
trauensschutzregelung orientiere sich dabei aber an 
Tatbeständen, die für die Inanspruchnahme der 
Frauenaltersrente in der Regel nicht wesentlich seien. 

Eine sinnvolle Alternative bestehe aus der Sicht der 
BfA darin, die Anhebung der Altersgrenze für die 
Frauenaltersrente später beginnen zu lassen und/ 
oder langsamer zu vollziehen. Auf diese Weise könn-
ten auch die verfassungsrechtlichen Risiken einer 
Heraufsetzung der Altersgrenze gemindert werden. 
Im Zusammenhang mit den Kürzungen im Rehabili-
tationsbereich erklärte die BfA, daß der Anstieg der 
Ausgaben für Rehabi litation weitgehend auf die 
Strukturveränderungen der letzten Jahre sowie die 
demographisch bedingte Zunahme des Anteils älte-
rer Versicherter mit höherem Rehabilitationsbedarf 
zurückzuführen sei. Auch wenn grundsätzlich eine 
pauschale Absenkung der Rehabilitationskosten an-
gestrebt werde, müßten diese Strukturveränderun-
gen berücksichtigt werden, um die bedarfsgerechte 
Versorgung der Versicherten nicht zu gefährden. 

Der Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 
(VDR) wies im Zusammenhang mit der geplanten 
Heraufsetzung der Altersgrenze für Frauen darauf 
hin, daß die im Gesetzentwurf vorgesehene Konzep-
tion der Vertrauensschutzregelungen, die auf das 
Merkmal der Arbeitslosigkeit abstelle, nicht unpro-
blematisch sei. Im Gegensatz zur Altersrente wegen 
Arbeitslosigkeit knüpfe die Altersrente für Frauen 
eben nicht an die Arbeitslosigkeit der Berechtigten 
an. Es erscheine daher verfassungsrechtlich proble-
matisch, daß der Gesetzentwurf keine Übergangsre-
gelung für noch erwerbstätige rentennahe Frauen 
enthalte. Das verfassungsrechtliche Risiko könnte 
gemindert werden, indem generell die rentennahen 
Jahrgänge von der vorzeitigen Anhebung der Alters-
grenze ausgenommen würden und dabei kein Unter-
schied zwischen arbeitslosen Frauen und Frauen, die 
noch erwerbstätig seien, gemacht werde. Im Zusam-
menhang mit den vorgesehenen Kürzungen bei den 
Rehabilitationsmaßnahmen unterstrichen sie, daß 
das angestrebte Ausmaß der Einsparungen weder 
vertretbar noch sinnvoll sei. Die Gesetzesänderun-
gen bedeuteten nicht nur eine Gefährdung der Ver-
sorgung der Versicherten, sondern beinhalteten 
auch die Gefahr nachhaltiger negativer Auswirkun-
gen auf die Arbeitsmarktsituation in den Kurorten. 
Im übrigen vertrat der VDR grundsätzlich die Auffas-
sung, daß zumindest die seit 1992 der Rentenversi-
cherung auferlegten versicherungsfremden Leistun-
gen steuerfinanziert werden müßten. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hob im Zusammenhang 
mit der vorgesehenen Umwandlung der berufsför-
dernden Leistungen von Muß- in Kann-Leistungen 
hervor, daß sich die bisherige Regelung im Arbeits-
förderungsgesetz für die betroffenen Menschen mit 
Behinderung sehr positiv ausgewirkt habe. Ange-
sichts der schwierigen Arbeitsmarktsituation in 
Deutschland sei es nicht zuletzt den Möglichkeiten 
der beruflichen Rehabi litation zu verdanken, daß 
dieser Personenkreis nach Rehabilitationsmaßnah-
men im Berufsbildungsbereich zu 85 % in den 
ersten Arbeitsmarkt habe integ riert  werden können. 
Zur Frage der arbeitsmarktpolitischen Auswirkun-
gen insbesondere der vorgesehenen Anhebung der 
Altersgrenzen für Frauen und langjährig Versicherte 
stellte die Bundesanstalt für Arbeit fest, daß die Be-
trachtung des Arbeitsmarktes nicht an der Alters-
grenze festgemacht werden dürfe, da Altersgrenzen 
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allein nicht entscheidend für die Frage von mehr 
oder weniger Beschäftigung seien. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) unter-
strich, daß durch die in den Gesetzentwürfen ge-
planten Maßnahmen nicht die Beschäftigung, son-
dem die Arbeitslosigkeit gefördert werde. Allein die 
Heraufsetzung der Altersgrenze für' Frauen würde 
nach den Berechnungen des DGB die Zahl der Ar-
beitslosen zunächst um 60 000 im Jahr erhöhen. 
Durch die geplanten Einsparungen bei den Kuren 
sei mit einem Abbau von 40 000 Arbeitsplätzen zu 
rechnen. Der DGB lehne die geplanten umfangrei-
chen Kürzungen in allen sozialen Bereichen, die eine 
weitere Verschlechterung der Arbeits- und Lebens-
bedingungen großer Teile der Bevölkerung bedeute-
ten, entschieden ab. Die Ausgaben der Bundesan-
stalt für Arbeit könnten mittelfristig nur reduziert 
werden, wenn es gelänge, die Arbeitslosigkeit ins-
gesamt zurückzuführen. Im Zusammenhang mit der 
geplanten Reduzierung des Bundeszuschusses auf 
Null  sollte aus der Sicht des DGB über andere For-
men der Finanzierung von Fremdleistungen nachge-
dacht werden. Der DGB sehe im Bereich der Bundes-
anstalt für Arbeit und im Bereich der gesetzlichen 
Rentenversicherung nur die Möglichkeit, daß hier 
ein höherer, aus Steuermitteln finanzierter Bundes-
zuschuß erbracht werde. 

Die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft (DAG) 
verwies darauf, daß es sich bei den vorgeschlagenen 
Eingriffen um ein Kurieren an Symptomen handele, 
da die strukturellen Ursachen des Konsolidierungs-
bedarfes nicht beseitigt würden. Insbesondere die 
vorgesehene vorzeitige Anhebung der Altersgren-
zen in der Rentenversicherung werde entschieden 
abgelehnt, zumal diese Maßnahmen zu Lasten derer 
gingen, die auf das Rentenreformgesetz 1992 ver-
traut hätten. Im übrigen werde mit der Streichung 
von Ausbildungsanrechnungszeiten, der verminder-
ten Bewertung der ersten Berufsjahre und der einge-
schränkten Beitragszahlung für Zeiten mit Bezug 
von Arbeitslosenhilfe weithin die den Lebensstan-
dard sichernde Funktion der gesetzlichen Rentenver-
sicherung in Frage gestellt. 

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände (BDA) führte aus, daß die in den Gesetz-
entwürfen enthaltenen Maßnahmen zwar in die rich-
tige Richtung zielten, aber im Ergebnis nicht aus-
reichten und deshalb umgehend durch weitere 
Reformbemühungen ergänzt werden müßten. In die-
sem Zusammenhang sprach sich die BDA im Bereich 
der Rentenversicherung beispielsweise für eine Ver-
schärfung der Voraussetzungen für den Bezug von 
Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten und eine 
weitere Entlastung der Beitragszahler von versiche-
rungsfremden Leistungen aus. Die im Bereich der 
Bundesanstalt für Arbeit vorgesehenen Änderungen 
seien insgesamt notwendig und gerechtfertigt, aber 
auch hier müsse es stärkere Einsparungen geben, 
die am Arbeitslosengeld und an den arbeitsmarktpo-
litischen Leistungen ansetzen müßten. 

Der Zentralverband des Deutschen Handwerks 
(ZDH) unterstützte das Programm für mehr Wachs -
tum und Beschäftigung sowie den dazu vorliegen

-

den Gesetzentwurf nachdrücklich, da damit der Ein-
stieg in den überfälligen Umbau der sozialen Siche-
rungssysteme erfolge. Aus der Sicht des ZDH sei es 
in diesem Zusammenhang aber unabdingbar, die 
versicherungsfremden Leistungen in sämtlichen 
Systemen der sozialen Sicherung stärker durch den 
Bundeszuschuß zu finanzieren. 

Die Union der Leitenden Angestellten (ULA) be-
grüßte angesichts der derzeitigen wirtschaftlichen 
Lage grundsätzlich das mit den Gesetzentwürfen an

-gestrebte Einsparungsziel, ohne dabei jedoch den 
Maßnahmen oder Einschnitten ohne Anpassungs-
chance und unter Verletzung von Vertrauensschutz-
gesichtspunkten zuzustimmen. In diesem Zusam-
menhang sprach sie sich insbesondere hinsichtlich 
der geplanten Änderungen bei der Anrechnung von 
Ausbildungszeiten für eine Verbesserung des Ver-
trauensschutzes aus. 

Der Verband der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Be-
hinderten und Sozialrentner Deutschlands e. V. 
(VdK) hob hervor, daß durch die in den Gesetzent-
würfen vorgesehenen Maßnahmen die Lebenssitua-
tion der Personengruppe der 55- bis 65jährigen, der 
chronisch Kranken und der behinderten Versicher-
ten massiv beeinträchtigt werde. Durch die geplan-
ten Maßnahmen sehe der VdK die tragenden Prinzi-
pien des sozialen Ausgleichs und des Vertrauens-
schutzes in der Sozialversicherung gefährdet. Im 
übrigen sei aus der Sicht des VdK eine Herauf-
setzung der Altersgrenzen aus arbeitsmarktpoliti-
schen Gründen nicht sinnvoll. Darüber hinaus seien 
die geplanten Vertrauensschutzregelungen insbe-
sondere für die Altersrente für Frauen nicht ausrei-
chend. 

Der Reichsbund der Kriegs- und Wehrdienstopfer, 
Behinderten, Sozialrentner und Hinterbliebenen e. V. 
lehnte die vorliegenden Gesetzentwürfe, die aus sei-
ner Sicht erhebliche Einschnitte bei den Soziallei-
stungen zur Folge hätten, mit Entschiedenheit ab. 
Der Reichsbund unterstütze notwendige Struktur-
reformen in den sozialen Sicherungssystemen, 
könne sie aber nur dann mittragen, wenn sie den 
Grundsätzen der Solidarität und der sozialen Ge-
rechtigkeit entsprächen. Strukturelle Reformen in 
der Sozialversicherung müßten vor allen Dingen eine 
Entlastung der Beitragszahler von den versiche-
rungsfremden Leistungen zum Ziel haben. 

Der Deutsche Frauenrat sprach sich mit großer Ent-
schiedenheit gegen die vorzeitige Heraufsetzung 
der Frauenaltersgrenze aus, die bei der derzeitigen 
Arbeitsmarktsituation nur auf eine Kürzung der 
Frauenrenten hinauslaufen könne. Die beabsichtigte 
Gesetzesänderung widerspreche dem mit dem Ren-
tenreformgesetz 1992 gefundenen Rentenkompro-
miß und laufe dem Vertrauensschutz der betroffenen 
Versicherten zuwider. Im übrigen seien die durch die 
Neuregelung zu erwartenden jährlichen Einsparun-
gen äußerst gering, zumal von einer Mehrbelastung 
der Sozialhilfeträger auszugehen sei. 

Die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Berufsförde-
rungswerke unterstrich, daß vor allem die geplante 
Umwandlung des im AFG verankerten Rechtsan-
spruchs auf berufsfördernde Maßnahmen in eine 
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Kann-Leistung eine deutliche Verschlechterung für 
Behinderte darstelle. Darüber hinaus werde durch 
die beabsichtigte Gesetzesänderung das Gesamt-
system der beruflichen Rehabilitation in Frage ge-
stellt. Außerdem zeichne sich die Gefahr ab, daß die 
mit großem Einsatz geplanten und aufgebauten Re-
habilitationszentren in ihrer Existenz gefährdet sein 
könnten. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Berufsbildungs-
werke wandte sich mit Nachdruck gegen die Ab-
sicht, den Rechtsanspruch auf berufsfördernde Lei-
stungen zur Rehabilitation für Menschen mit Behin-
derungen in eine Kann-Leistung umzuwandeln. Die 
berufliche Ausbildung sei für Jugendliche mit Behin-
derungen der unabdingbare Schlüssel zur Eingliede-
rung in die Berufs- und Arbeitswelt. Es bestehe da-
her die Gefahr, daß die geplante Gesetzesänderung 
zu einer erneuten Ausgrenzung junger Menschen 
mit Behinderung führen werde. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für Be-
hinderte e. V. wies ebenfalls auf die zu befürchten-
den negativen Auswirkungen der geplanten Ände-
rungen im Bereich der beruflichen Rehabilitation 
hin, von denen Behinderte in besonderem Maße be-
troffen seien. Sie forderten daher nachdrücklich, von 
den geplanten Änderungen abzusehen. 

Der Deutsche Bäderverband e. V. wies darauf hin, 
daß die Kur- und Heilbäder in Deutschland durch 
die vorgesehenen Einschnitte bei den Leistungen 
im Bereich der Rehabilitation nachhaltig betroffen 
seien. Die vorgesehenen Kürzungen bei Rehabilita-
tionsmaßnahmen führten zu einem Wegfall von bis 
zu 40 000 qualifizierten Arbeitsplätzen, die direkt 
oder indirekt vom Kurbetrieb abhingen. 

Die in den Gesetzentwürfen vorgesehenen Maßnah-
men wurden von den Einzelsachverständigen ins-
gesamt unterschiedlich bewertet. Prof. Dr. Winfried 
Schmähl hielt die Zielsetzung der Gesetzentwürfe, 
mit den vorgesehenen Maßnahmen den Vorlei-
stungsbezug in der Rentenversicherung zu stärken, 
im Hinblick auf die Weiterentwicklung des Alters-
sicherungssystems in Deutschland aus wirtschafts-, 
sozial- und gesellschaftspolitischen Gründen für be-
grüßenswert. Die Maßnahmen, die ausschließlich 
auf der Ausgabenseite ansetzten, müßten aber eine 
Ergänzung auf der Einnahmenseite erfahren, was im 
konkreten Fall eine Erhöhung der aus dem Bundes-
haushalt an die Rentenversicherung zu leistenden 
Zahlungen bedeute. Prof. Dr. Eckhard Knappe befür-
wortete grundsätzlich, daß mit den vorgesehenen 
Maßnahmen neben der Sicherung der Beitragssatz-
stabilität auch das Ziel verfolgt werde, das Versiche-
rungsprinzip in der Rentenversicherung zu stärken. 
Dr. Wolfgang Meyer betonte, daß es sich bei der ge-
planten vorzeitigen Anhebung der Altersgrenzen um 
eine bereits festgeschriebene Änderung handele, die 
aus zeitbedingten Umständen heraus relativ kurzfri-
stig um einige Jahre vorgezogen werde. Dabei han-
dele es sich keineswegs um eine Regelung, die die 
durchgreifende Systematik des sogenannten Versi-
cherungsprinzips betreffe. Dr. Alfred Boss stellte fest, 
daß das gegenwärtige System der Rentenversiche-
rung u. a. wegen der fehlenden Wahlfreiheit der Ver-

sicherten gravierende Mängel aufweise. Diese Män-
gel ließen sich nur durch eine grundlegende Reform 
beseitigen, die aber derzeit nicht zur Diskussion 
stehe. Prof. Dr. Gert Wegner wies darauf hin, daß es 
unter Ökonomen unstrittig sei, daß das gesamte 
Sparpaket kontraindizierte Effekte habe. Hinsicht-
lich der geplanten Änderungen im Bereich der Ren-
tenversicherung würden die konjunkturellen Aus-
wirkungen allerdings nicht verheerend sein, weil sie 
aus seiner Sicht weitgehend wirkungslos bleiben 
würden. Daß es keine wesentlichen negativen Kon-
junktureffekte geben werde, treffe jedoch nicht für 
das gesamte Sparpaket zu. Dr. Bernd Schulte ver-
wies darauf, daß die vorgesehene Anhebung der 
Altersgrenze bei den Altersrenten für Frauen aus 
seiner Sicht auf verfassungsrechtliche Bedenken 
stoße. Hinsichtlich der geplanten Übergangsrege-
lung sei nicht nachvollziehbar, wieso noch erwerbs-
tätige Frauen schlechter gestellt werden sollten als 
arbeitslose Frauen, die keine eigenen Beiträge mehr 
entrichteten. Die bestehenden verfassungsrechtli-
chen Bedenken könnten nur durch eine entspre-
chende Ausweitung der Übergangsregelung ausge-
räumt werden. Dr. Michael Nagy sprach sich ent-
schieden gegen die geplante Abschaffung des 
Rechtsanspruchs auf berufliche Rehabilitation aus. 
Die vorgesehenen Maßnahmen würden dazu führen, 
daß im Bereich der beruflichen Rehabilitation um 
jeden Preis und zu Lasten der Behinderten gespart 
werden müsse. Prof. Dr. Gunnar Winkler stellte fest, 
daß die vorgesehenen Maßnahmen zur Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit anteilig Frauen im Osten 
stärker träfen als in den alten Bundesländern, da 50-  
bis 60jährige in den neuen Bundesländern die An-
spruchsbedingungen in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung wesentlich häufiger erfüllten. 

Öffentliche Anhörung am 25. Juni 1996 

Am 25. Juni 1996 fand als 68. Sitzung des Ausschus-
ses für Arbeit und Sozialordnung eine öffentliche 
Anhörung von Sachverständigen zu den geplanten 
Änderungen bei der Veräußerung der Vermögensre-
serven der Rentenversicherungsträger (§§ 221, 293 
und 293a SGB VI) statt. In der Anhörung wurden 
Vertreter der Bundesversicherungsanstalt für An-
gestellte und des Verbandes Deutscher Rentenver-
sicherungsträger sowie Vertreter der jeweiligen 
Selbstverwaltungen als Sachverständige gehört. 
Über die nachfolgende kurze Zusammenfassung der 
wesentlichen Ergebnisse der Anhörung hinaus wird 
auf das Wortprotokoll verwiesen. 

Die Vertreter der Selbstverwaltung der Bundesversi-
cherungsanstalt für Angestellte (BfA) unterstrichen, 
daß die Verwaltung des Vermögens zu den zentralen 
Aufgaben der Selbstverwaltung gehöre. Da die 
GAGFAH Bestandteil dieses Vermögens sei, sei 
durch die vorgesehenen Änderungen in § 293 
SGB VI der Kernbereich der Selbstverwaltung be-
troffen. Die BfA werde die gesetzgeberische Ent-
scheidung, daß sie sich von ihren Vermögensreser-
ven trennen solle, respektieren und umsetzen. Hin-
sichtlich der Veräußerung der Vermögenswerte sei 
die BfA für jede Lösung offen, sie favorisiere aller-
dings den Gang an die Börse, da es sich dabei um 
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den marktwirtschaftlich bestmöglichen Weg handele 
und auf die Weise die wi rtschaftliche Substanz des 
Unternehmens erhalten werde. Ein solcher Börsen-
gang biete auch für die derzeitigen Mieter, die zum 
Kauf ihrer Wohnung nicht in der Lage seien, eine 
Chance zur Teilhabe. Sie wiesen darauf hin, daß es 
nicht das Ziel sein könne, die Beteiligungen an der 
GAGFAH so schnell wie möglich zu Geld zu ma-
chen; es komme in diesem Zusammenhang vielmehr 
auf eine Optimierung an. Im übrigen merkten sie an, 
daß unter Renditegesichtspunkten alles dafür spre-
che, die Beteiligungen an der GAGFAH zu behalten, 
da es sich dabei um ein „Juwel" handele, dessen 
Wert sich weiter steigern werde. Die BfA prüfe alle 
Optionen, der Gang an die Börse sei für sie aller-
dings eine ernsthafte Option. In diesem Zusammen-
hang verwiesen sie auch darauf, daß die Verkaufs-
verhandlungen durch Spekulationen über den Wert 
der Beteiligungen beeinträchtigt werden könnten. 
Im übrigen unterstrichen sie, daß die Selbstverwal-
tung in der Lage sei, verantwortungsvoll eine sach-
gerechte Lösung zu finden. Aus der Sicht der Selbst-
verwaltung gebe es keinen sachlichen Grund für die 
vorgesehene Regelung in § 293 Abs. 4 SGB VI. Im 
übrigen erklärten sie, daß die Neuformulierung der 
entsprechenden Änderungsanträge zwar weicher 
wirke, aber im Kern mit der alten Fassung identisch 
sei. Die geplante Regelung in § 293 Abs. 4 SGB VI 
liefe auf eine Entmündigung der Selbstverwaltung 
hinaus. In diesem Zusammenhang unterstrichen sie 
nochmals, daß die soziale Selbstverwaltung einen 
hohen Wert an sich darstelle und im übrigen auch 
wegen ihrer Sachnähe große Vorteile bringe. Diese 
wichtige Funktion der Selbstverwaltung dürfe nicht 
ausgehebelt werden. Während die vorgesehene Re-
gelung in § 293 Abs. 3 eine angemessene Vorgabe 
sei, sei die geplante Regelung in § 293 Abs. 4 mit 
dem Angemessenheitsprinzip nicht mehr vereinbar. 
Diese Regelung, die eine Aushebelung der Selbst-
verwaltung beinhalte, sei deshalb zumindest verfas-
sungspolitisch bedenklich. 

Der Vertreter der Selbstverwaltung des Verbandes 
Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR) bestä-
tigte, daß es in jüngster Zeit die Tendenz gebe, die 
Interventionsschraube nicht nur bei den Rentenver-
sicherungsträgern anzuziehen. Die Einsetzung eines 
„Kommissars", der in die Trägerstruktur eingebaut 
werden solle, werde daher von der Selbstverwaltung 
des VDR abgelehnt. Einen mit der Einsetzung des 
„Kommissars" vergleichbaren Vorgang habe es seit 
1945 nicht gegeben. Hier werde der Versuch ge-
macht, ein kurzfristiges Liquiditätsproblem auf Ko-
sten der Selbstverwaltung zu lösen. In diesem Zu-
sammenhang sei auf den verantwortungsbewußten 
Umgang der Selbstverwaltung mit den Vermögens-
werten hinzuweisen. Die Selbstverwaltung bediene 
sich dabei fachkundiger Beratung und professionel-
ler Hilfe. Dabei werde kein Dritter gebraucht, dem 
es in erster Linie darum gehe, das „Juwel" der Woh-
nungswirtschaft, die GAGFAH, so schnell wie mög-
lich zu Geld zu machen. Der Vertreter des VDR ver-
wies darauf, daß die Selbstverwaltung bereit sei, sich 
von ihren Beteiligungen zu trennen, wenn dies vom 
Gesetzgeber so gewollt sei. Deshalb liege in der Ein-
setzung eines „Kommissars" die Unterstellung, daß 

die Rentenversicherungsträger nicht bereit wären, 
einer entsprechenden gesetzlichen Regelung nach-
zukommen. Angesichts des in dieser Regelung lie-
genden Mißtrauens sei es aus der Sicht des VDR be-
trüblich, daß das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung ohne Grund eine Kehrtwendung bei 
der Einschätzung der Rentenversicherungsträger ge-
macht habe. Im übrigen verwies er darauf, daß die 
Frage, ob die GAGFAH liquidiert werde oder nicht, 
unerheblich sei, wenn der Beitragssatz richtig festge-
legt werde. Der Verkauf der Beteiligungen der BfA 
an der GAGFAH spiele nur dann eine Rolle, wenn 
sich im Oktober und November 1997 zeige, daß die 
Schwankungsreserve nicht ausreiche, weil der Bei-
tragssatz nicht richtig festgelegt worden sei. Der Ver-
kauf der GAGFAH sei nur dann notwendig, wenn 
der Beitragssatz zu niedrig festgesetzt worden sei 
und daher auch diese Liquiditätsreserven gebraucht 
würden. Abschließend äußerte er die Befürchtung, 
daß es angesichts des Zeitdrucks möglicherweise zu 
einem Verkauf der Beteiligungen unter Wert kom-
men könnte. 

IV. Ausschußberatungen 

Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU unterstri-
chen, daß das Programm für mehr Wachstum und 
Beschäftigung, das mit den vorliegenden Gesetzent-
würfen umgesetzt werden solle, ein Programm zur 
Sicherung des Sozialstaates und  zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen sei. Sie verwiesen darauf, daß die der-
zeit hohen Lohnzusatzkosten Arbeitsplätze gefähr-
deten und ein Hindernis zur Schaffung neuer Ar-
beitsplätze darstellten. Aus diesem Grund sei es 
dringend erforderlich, den Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrag wieder auf unter 40 % zu senken. 
Das Programm für mehr Wachstum und Beschäfti-
gung sei daher eine Antwort auf die Hauptfrage, wie 
die derzeitigen Beitragslasten ganz konkret gemin-
dert werden könnten. Dies könne aber nicht allein 
dadurch geschehen, daß die sogenannten versiche-
rungsfremden Leistungen aus der Sozialversiche-
rung herausgenommen würden. Die Sparvorschläge 
umfaßten daher im Bereich der Rentenversicherung 
insbesondere die Stärkung des Versicherungsprin-
zips sowie des Prinzips der Lohn- und Beitragsbezo-
genheit der Renten, die Verlängerung der Lebensar-
beitszeit durch eine Vorziehung der bereits im Ren-
tenreformgesetz 1992 vorgesehenen Anhebung der 
Altersgrenzen, die Stärkung des Kostenbewußtseins 
im Bereich der Rehabilitation sowie die Veräußerung 
der Vermögensreserven der Rentenversicherungsträ-
ger, die nicht zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-
lich seien. Diese Maßnahmen seien zwar teilweise 
schmerzlich, keineswegs könne aber von einem Ab-
bau des Sozialstaates gesprochen werden, sondern 
nur von einem Umbau zum Erhalt und zur zukünfti-
gen Sicherung des Sozialstaates. Im Zusammenhang 
mit der vorgesehenen Verlängerung der Lebensar-
beitszeit erklärten sie, daß angesichts der verlänger-
ten Lebenserwartung und damit verbunden der län-
geren Rentenlaufzeiten die Heraufsetzung des Ren-
teneintrittsalters unabdingbar sei. Zur vorgesehenen 
Heraufsetzung des Rentenalters für Frauen bemerk-
ten sie, daß der Grundsatz, daß für Frauen und Män- 
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ner die gleiche Altersgrenze gelten solle, bereits im 
Rahmen des Rentenreformgesetzes 1992 beschlossen 
worden sei. Die im Gesetzentwurf vorgesehene Her-
aufsetzung der Altersgrenze für Frauen stelle daher 
keinen prinzipiellen, sondern nur einen zeitlichen 
Unterschied dar. Im übrigen wiesen sie darauf hin, 
daß die Anhebung der Altersgrenze für Frauen nicht 
mehr wie im Gesetzentwurf geplant im Jahre 1997, 
sondern erst im Jahre 2000 beginnen solle. Mit dieser 
Änderung werde dem Ergebnis der öffentlichen An-
hörung des Ausschusses zu dieser Frage Rechnung 
getragen. Im Zusammenhang mit den vorgesehenen 
Änderungen zu den beitragsgeminderten bzw. bei-
tragsfreien Zeiten stellten sie fest, daß das System 
der gesetzlichen Rentenversicherung durch eine 
Stärkung des Prinzips der Beitragsbezogenheit stim-
miger gemacht werden müsse. Die frühere Rege-
lung, nach der bis zu 13 beitragsfreie Jahre für Aus-
bildungszeiten in der Rentenversicherung angerech-
net worden seien, sei zu Lasten derjenigen gegan-
gen, die über einen Zeitraum von 45 oder 50 Jahren 
Beiträge in die gesetzliche Rentenversicherung ein-
gezahlt hätten. Zu den geplanten Maßnahmen im 
Bereich der Rehabilitation unterstrichen sie, daß 
auch weiterhin der Grundsatz „Rehabilitation vor 
Rente" gelte. Mit den vorgesehenen Sparmaßnah-
men werde der Versuch gemacht, die Ausgaben im 
Rehabilitationsbereich für das Jahr 1997 auf das Aus-
gabeniveau des Jahres 1993 zu senken. Trotz dieser 
geplanten Kostensenkungen werde die Rehabilitati-
on weiterhin eine wichtige Rolle spielen. Zu den vor-
gesehenen Maßnahmen im Bereich der Arbeitsför-
derung wiesen sie darauf hin, daß mit einer Ände-
rung gegenüber dem Gesetzentwurf klargestellt 
werde, daß der Rechtsanspruch auf berufsfördernde 
Leistungen zur Rehabilitation insbesondere für aner-
kannte Schwerbehinderte bestehen bleibe. Im übri-
gen bewirke die Änderung, daß Behinderte, die in 
besonderer Weise sowohl auf ambulante als auch 
stationäre Hilfe zur beruflichen Rehabilitation ange-
wiesen seien, bei der Ermessensausübung vorrangig 
berücksichtigt würden. Ferner legten sie dar, daß bei 
Würdigung aller in der Anhörung zum Thema 
„GAGFAH" vorgebrachten Argumente der Verkauf 
des Immobilienvermögens unverzichtbar sei, da auf 
jeden Fall sichergestellt werden müsse, daß der Ver-
kaufserlös bei der Beitragsfestsetzung im Herbst des 
Jahres berücksichtigt werden könne. Sie lehnten 
den Entschließungsantrag der Fraktion der SPD ab. 
Von Rentenkürzungen könne keine Rede sein, viel-
mehr werde durch den Gesetzentwurf das Prinzip 
der Lohn- und Beitragsbezogenheit der Rente ge-
stärkt. Damit werde die Rente langfristig gesichert 
und der Rentenversicherungsbeitrag der Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber stabilisiert. Dies sei ein wichti-
ger Beitrag zur Kostenentlastung von Arbeit und zu 
mehr Wachstum und Beschäftigung. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD lehnten die zur 
Umsetzung des Programms für mehr Wachstum und 
Beschäftigung vorgesehenen Sparmaßnahmen mit 
Nachdruck ab. Mit den vorgesehenen Sparmaß-
nahmen werde keines der dringenden wirtschafts-, 
finanz-, gesellschafts- und sozialpolitischen Pro-
bleme gelöst. Das Programm werde im Gegenteil da-
zu beitragen, daß sich diese Probleme in den näch-

sten Jahren weiter verschärften. Die zentrale Frage-
stellung, an der das Sparpaket gemessen werden 
müsse, sei, ob die vorgesehenen Maßnahmen eini-
germaßen gerecht und sozial ausgewogen seien. In 
einem Entschließungsantrag zum Gesetzentwurf auf 
Drucksache 13/4610 stellten sie daher die grundsätz-
liche Position ihrer Fraktion zu dem Gesetzesvorha-
ben dar und äußerten umfassende Kritik an den ein-
zelnen geplanten Regelungen. Zusammenfassend 
stellten sie fest, daß dieses Vorhaben weder zu mehr 
Wachstum noch zu mehr Beschäftigung führen wer-
de, da es sich im Grunde um ein Rentenkürzungs-
programm handele. Angesichts der vorgesehenen 
drastischen Kürzungen und Einschnitte im sozialen 
Bereich müsse man aber zu dem Ergebnis kommen, 
daß die vorgesehenen Maßnahmen einseitig zu La-
sten der Bezieher von Durchschnittseinkommen und 
Sozialleistungen sowie zu Lasten der Familien und 
der Kranken gingen. Das von den Koalitionsfraktio-
nen angestrebte Ziel, die Arbeitslosigkeit zu be-
kämpfen und neue Arbeitsplätze zu schaffen, sei mit 
dem vorliegenden Programm nicht zu erreichen. Es 
sei bereits jetzt abzusehen, daß die Maßnahmen im 
Ergebnis zu einem deutlichen Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit führen würden. Die vorgesehene Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit führe dazu, daß das vor-
handene Arbeitsvolumen auf weniger Arbeitnehmer 
verteilt werde. Das habe im Ergebnis eine höhere 
Arbeitslosigkeit zur Folge. Angesichts der geplanten 
Kürzungen im Bereich der Arbeitsförderung und der 
vorgesehenen Reduzierung des Bundeszuschusses 
für die Bundesanstalt für Arbeit im nächsten Jahr auf 
Null sei außerdem davon auszugehen, daß es durch 
diese Maßnahmen zu einem weiteren Anstieg der 
Arbeitslosigkeit in einer Größenordnung von mehre-
ren Hunderttausend neuen Arbeitslosen kommen 
werde. Sie unterstrichen, daß die geplante Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit angesichts der dramati-
schen Situation auf dem Arbeitsmarkt kontraproduk-
tiv sei. Durch die vorgesehenen Rentenkürzun-
gen um bis zu 15 % bei vorzeitiger Inanspruch-
nahme einer Altersrente würden viele Arbeitnehmer 
gezwungen, länger zu arbeiten anstatt in Rente zu 
gehen. Dadurch werde gleichzeitig verhindert, daß 
jüngere Arbeitnehmer in den Arbeitsmarkt nach-
rücken könnten. Die mit der vorzeitigen Anhebung 
der Altersgrenze verbundene Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit werde daher auf dem Arbeitsmarkt 
einen Verdrängungswettbewerb zu Lasten Jüngerer 
auslösen. Sie stellten fest, daß das zentrale Instru-
ment der Sozialversicherung, die gesetzliche Ren-
tenversicherung, in besonderem Maße durch die in 
den Gesetzentwürfen geplanten Einschnitte betrof-
fen sei. In diesem Zusammenhang merkten sie an, 
daß das System der gesetzlichen Rentenversiche-
rung von seiner Struktur her vollkommen gesund 
sei. Die aktuellen Schwierigkeiten seien das Ergeb-
nis politischer Fehler der Bundesregierung, die der 
gesetzlichen Rentenversicherung in zunehmendem 
Maße versicherungsfremde Leistungen auferlegt ha-
be. Sie unterstrichen, daß die aktuellen Probleme 
der Rentenversicherung mit den in den Gesetzent-
würfen vorgesehenen Maßnahmen nicht zu lösen 
seien. Darüber hinaus widersprächen diese Maßnah-
men  den Vereinbarungen, die die Koalitionsfraktio-
nen und die Fraktion der SPD anläßlich der Renten- 
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reformgesetze miteinander getroffen hätten. Damit 
sei von seiten der Koalitionsfraktionen der Renten-
konsens aufgekündigt worden. Zur vorgesehenen 
Anhebung der Altersgrenze für Frauen bemerkten 
sie, daß damit in die bisherige Lebensplanung von 
Tausenden von Frauen eingegriffen werde. Im übri-
gen sei der Sinn einer Verlängerung der Lebensar-
beitszeit nicht zu erkennen, wenn bereits 1,8 Millio-
nen Frauen arbeitslos gemeldet seien. Darüber hin-
aus habe die öffentliche Anhörung deutlich gemacht, 
daß die vorgesehenen Vertrauensschutzregelungen 
verfassungsrechtlich bedenklich seien. Die nunmehr 
von den Koalitionsfraktionen vorgesehene Ände-
rung, nach der die vorzeitige Anhebung der Alters-
grenze nicht mehr ab dem Jahre 1997, sondern erst 
ab dem Jahre 2000 erfolgen solle, werde zwar als 
Fortschritt gegenüber den Regelungen des Gesetz-
entwurfs begrüßt; es sei aber dennoch festzuhalten, 
daß hier von den im Rentenreformgesetz 1992 be-
schlossenen Regelungen abgewichen werde. Im 
übrigen sei die Änderung in diesem Punkt weniger 
auf die öffentliche Anhörung als vielmehr auf die 
heftigen Reaktionen in der Öffentlichkeit und den 
Druck der Betroffenen zurückzuführen. Die beab-
sichtigte Einsetzung eines „Kommissars" im Zusam-
menhang mit der vorgesehenen Veräußerung der 
nicht liquiden Vermögenswerte der Rentenversiche-
rungsträger bezeichneten sie als drastischen Eingriff 
in die Selbstverwaltung. Sie bedauerten es daher, 
daß von den Koalitionsfraktionen auch angesichts 
des Ergebnisses der Anhörung an der geplanten 
Änderung festgehalten werde. 

Die Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN wiesen darauf hin, daß die gegenwärtige Krise 
strukturelle Ursachen habe. Angesichts der verän-
derten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen werde 
der Sozialstaat radikal in Frage gestellt. Tiefgreifen-
de Veränderungen, die sich aus der Globalisierung 
der Märkte ergäben, seien eine große Herausforde-
rung für die Gesellschaft. Das Programm für mehr 
Wachstum und Beschäftigung erkenne allerdings die 
Größenordnung der notwendigen Veränderungen 
nicht, da es einerseits zu weit gehe und andererseits 
zu kurz greife. Sie unterstrichen, daß es zur Lösung 
der gegenwärtigen Krise unabdingbar sei, die not-
wendigen Veränderungen herbeizuführen, ohne den 
sozialen Konsens und die Gerechtigkeit in Frage zu 
stellen. Das „Bündnis für Arbeit" sei der richtige 
Weg gewesen, da es darauf abgezielt habe, Arbeit 
und Einkommen zu teilen und den sozialen Aus-
gleich herzustellen. Durch das Sparpaket sei dieses 
„Bündnis für Arbeit" nunmehr hinfällig geworden. 
Im Zusammenhang mit dem notwendigen Umbau 
des Sozialstaates, der allen die Chance auf Teilhabe, 
eigenes Erwerbseinkommen und Absicherung gebe, 
müßten die Rahmenbedingungen für eine Flexibili-
sierung der Arbeitsgesetzgebung geschaffen wer-
den. Dies bedeute eine Reregulierung und nicht die 
von den Koalitionsfraktionen beabsichtigte Deregu-
lierung in diesem Bereich. Der Antrag ihrer Fraktion 
ziele deshalb darauf ab, die Zukunftsfähigkeit des 
Sozialstaates durch Reformen zu sichern. Im Rahmen 
dieser Reformen sollte u. a. die Finanzierung der ver-
sicherungsfremden Leistungen durch steuerfinan-
zierte Bundeszuschüsse zu den Sozialversicherun-

gen erfolgen. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN lehne die in den Gesetzentwürfen der 
Regierungskoalition vorgesehenen Sparmaßnahmen 
grundsätzlich ab. Im übrigen sei es ein Widerspruch, 
wenn auf der einen Seite eine Regierungskommissi-
on eingesetzt werde, um Vorschläge zur Weiterent-
wicklung der gesetzlichen Rentenversicherung zu 
erarbeiten, und auf der anderen Seite bereits jetzt 
durch die vorgesehenen Sparmaßnahmen weitrei-
chende Einschnitte im sozialen System vorgenom-
men würden. 

Die Mitglieder der Fraktion der F.D.P. stellten fest, 
daß sich die Koalitionsfraktionen auf eine Senkung 
der Lohnzusatzkosten verständigt hätten. Das Geset-
zespaket sei ein Beitrag zur Umsetzung dieser Ver-
einbarung. Angesichts der wachsenden Arbeitslosig-
keit, der sinkenden Steuereinnahmen und der 
schwierigen Wirtschaftslage müßten auch unpopu-
läre Maßnahmen ergriffen werden. Wesentliches 
Ziel der vorgesehenen Maßnahmen sei es, die Lohn-
zusatzkosten mittelfristig auf unter 40 % zu sen-
ken, um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Unternehmen zu erhalten und Arbeitsplätze zu 
sichern bzw. neue Arbeitsplätze zu schaffen. Die 
Maßnahmen seien weniger einschneidend als ent-
sprechende Maßnahmen in anderen europäischen 
Ländern, so daß die Bundesrepublik Deutschland 
auch nach Inkrafttreten dieser Gesetze noch immer 
über eines der am besten ausgebauten Sozial-
systeme der Welt verfügen werde. Sie verwiesen in 
diesem Zusammenhang darauf, daß es vielen Men-
schen gar nicht bewußt sei, wie hoch die Standards 
im sozialen Bereich in den letzten Jahren geschraubt 
worden seien. Die Regelaltersgrenze von 65 Jahren, 
auf der das System der gesetzlichen Rentenversiche-
rung beruhe, sei in den letzten Jahren mehr und 
mehr zur Ausnahme geworden. Um das soziale Netz 
nicht überzubeanspruchen, sei es daher erforderlich, 
zu handeln. Wesentliches Ziel der Maßnahmen sei 
es, dazu beizutragen, daß das soziale Netz auch wei-
terhin erhalten bleiben könne. Die engere Bindung 
der Rente an Beiträge sei hierzu geeignet. Im Zusam-
menhang mit der geplanten Anhebung des Renten-
alters für Frauen stellten sie fest, daß damit in indivi-
duelle Lebensplanungen eingegriffen werde. Sie be-
grüßten es daher, daß es in diesem Punkt im Zuge 
der Beratungen zu einer Änderung gekommen sei. 
Mit der nunmehr vorgesehenen Anhebung des Ren-
tenalters für Frauen vom Jahre 2000 an, und nicht 
wie ursprünglich vorgesehen mit Beginn des Jahres 
1997, sei auf das Ergebnis der öffentlichen Anhörung 
sowie auf Wünsche aus den eigenen Reihen reagie rt 

 worden. Die umstrittenen Regelungen zum Verkauf 
der GAGFAH seien in Abwägung aller Argumente 
auch aus der Anhörung letztlich notwendig. Insge-
samt sei das Gesetzespaket geeignet, Beschäftigung 
zu fördern. Das Volumen sei aber schwer quantifi-
zierbar. 

Die Vertreterinnen der Gruppe der PDS unterstri-
chen mit Blick auf die vorliegenden Gesetzentwürfe, 
daß es unabdingbar sei, sich für die notwendigen 
grundlegenden Änderungen im Rentenrecht aus-
reichend Zeit zu nehmen. Sie forderten deshalb in 
ihrem Antrag ein Rentenmoratorium für das Jahr 
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1996 mit Ausnahme der notwendigen Korrekturen 
beim Rentenüberleitungsgesetz, um sich auf dieser 
Grundlage mit den gegenwärtigen Leistungs- und 
Finanzierungsproblemen der Rentenversicherung 
und den künftigen Herausforderungen an das 
System der gesetzlichen Rentenversicherung ausein-
andersetzen zu können. Dieser Antrag habe ange-
sichts der geplanten Eingriffe in die Rentenversiche-
rung noch weiter an Aktualität gewonnen. Im übri-
gen habe der Antrag auf seiten der Bundesregierung 
eine Entsprechung durch die Einsetzung einer Ren-
tenkommission gefunden, die Vorschläge zur Weiter-
entwicklung des Systems der gesetzlichen Renten-
versicherung entwickeln solle. Entscheidend werde 
die verfolgte Richtung der Vorschläge sein. Im 
Zusammenhang mit den vorliegenden Gesetzent-
würfen kritisierten sie, daß es den Mitgliedern der 
Koalitionsfraktionen gar nicht mehr auffalle, daß die 
Politik des Sozialabbaus lediglich dazu führe, die 
Arbeitslosigkeit weiter zu verfestigen und die Annen 
noch ärmer zu machen. In ihrem Bestreben, die 
Sozialausgaben um zweistellige Milliardensummen 
zu reduzieren, habe die Regierungskoalition jedes 
Gespür für soziale Gerechtigkeit und sozialen Aus-
gleich verloren. Die Sparvorschläge gingen an den 
wahren Ursachen der gegenwärtigen Krise des So-
zialstaates vorbei. Diese Krise sei Folge falscher poli-
tischer Weichenstellungen, die zu mehr Arbeitslosig-
keit und größerer Armut geführt und die Finanzpro-
bleme des Sozialstaates zugespitzt hätten. Die Grup-
pe der PDS lehne diese Politik nachdrücklich ab und 
habe deshalb als Alterna tive ein Konzept für eine so-
ziale Grundsicherung vorgelegt. Sie unterstrichen, 
daß dieses Konzept der sozialen Grundsicherung die 
angemessene Form sei, um auf die Krise der be-
stehenden Sozialsysteme zu reagieren. Nur eine aus-
reichende materielle Sicherung für alle biete auch 
die Grundlage für eine solidarische Gesellschaft und 
den Erhalt der sozialen Demokratie. 

B. Besonderer Teil 

Zur Begründung der einzelnen Vorschriften wird - 
soweit sie im Verlauf der Ausschußberatungen nicht 
geändert oder ergänzt wurden - auf die Gesetzent-
würfe auf den Drucksachen 13/4610 und 13/4611 
verwiesen. Hinsichtlich der vom Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung geänderten oder neu eingefüg-
ten Vorschriften ist folgendes zu bemerken: 

Zu dem Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4610 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Im Gesetzentwurf ist vorgesehen, Zeiten der Arbeits-
losigkeit und Krankheit ohne Leistungsbezug als 
Berücksichtigungszeiten anzurechnen und bei der 
Gesamtleistungsbewertung mit einem Wert von 
0,75 Entgeltpunkten pro Jahr zu berücksichtigen. 
Dadurch würden die Zeiten selber keinen Wert er-
halten, über die Gesamtleistungsbewertung jedoch 
den Wert für andere Zeiten in einer Weise beeinflus-
sen, die nicht dem bisherigen Versicherungsverlauf 
entspricht. Nunmehr wird vorgeschlagen, diese Zei

-

ten als Anrechnungszeiten ohne Werte zu berück-
sichtigen. Auf diese Weise werden hinsichtlich der 
Wartezeit, der Voraussetzungen für Renten wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit und bei der Renten-
berechnung nach Mindesteinkommen die gleichen 
Ergebnisse erzielt, wie bei der Anrechnung als Be-
rücksichtigungszeiten, Verschiebungen in der Ge-
samtleistungsbewertung aber vermieden. Aufgrund 
dieser Umstellung ist die Umbenennung der Über-
schrift zu § 249b entbehrlich. 

Zu Nummer 4 

Die Änderung stellt sicher, daß Rehabilitationslei-
stungen auch für solche Personen nicht mehr er-
bracht werden, die dauerhaft aus dem Erwerbsleben 
ausgeschieden sind und durch bet riebliche Versor-
gungsleistungen auf die Altersrente hingeführt wer-
den. Dabei sind unter Leistungen, die regelmäßig bis 
zum Beginn einer Altersrente gezahlt werden, nicht 
Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit zu 
verstehen, weil es gerade die Aufgabe der Rehabi li

-tation in der Rentenversicherung ist, die Zahlung sol-
cher Renten zu vermeiden oder jedenfalls einzu-
schränken. 

Zu Nummer 5 a (neu) 

Die vorgesehene Ergänzung zu § 20 ist erforderlich, 
um den Lebensunterhalt von Personen zu sichern, 
die künftig anstelle stationärer medizinischer Lei-
stungen ambulante oder teilstationäre medizinische 
Leistungen erhalten. 

Zu Nummer 5 b (neu) 

Es handelt sich um eine Klarstellung, daß sich die 
Veränderung bei der Höhe des Krankengeldes nicht 
auf die Berechnung des Übergangsgeldes auswirkt. 

Zu Nummer 7 

Folgeänderung zu der im Beitragsentlastungsgesetz 
vorgesehenen Änderung des § 40 SGB V. 

Zu Nummer 8 

Folgeänderung zur Umstellung von Berücksichti-
gungszeiten auf Anrechnungszeiten. Vergleiche Be-
gründung zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht). 

Zu Nummer 9 

Die Änderung trägt der vom Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung durchgeführten öffentlichen An-
hörung Rechnung und stellt sicher, daß die Alters-
grenze bei der Altersrente für Frauen erst vom Jahre 
2000 an - und nicht wie im Gesetzentwurf vorgese-
hen ab 1997 - in Monatsschritten angehoben wird. 

Zu den Nummern 10 bis 12 

Folgeänderung zur Umstellung von Berücksichti-
gungszeiten auf Anrechnungszeiten. Vergleiche Be-
gründung zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht). 
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Zu Nummer 13 

Folgeänderung zur Umstellung von Berücksichti-
gungszeiten auf Anrechnungszeiten. Vergleiche Be-
gründung zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht). 

Zu Nummer 16 Buchstabe a 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 16 Buchstabe c 

Folgeänderung zur Umstellung von Berücksichti-
gungszeiten auf Anrechnungszeiten. Vergleiche Be-
gründung zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht). 

Zu Nummer 18 

Folgeänderung zur Umstellung von Berücksichti-
gungszeiten auf Anrechnungszeiten. Vergleiche Be-
gründung zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht). 

Zu Nummer 18a (neu) 

Die Ergänzung stellt klar, daß die grundsätzlich gel-
tenden Regelungen zur Vermeidung von Überkom-
pensation durch Leistungen aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung und aus der gesetzlichen Un-
fallversicherung (§ 93 Abs. 1 bis 4) nur in ganz be-
stimmten Fällen nicht anzuwenden sind: Hierbei han-
delt es sich um Fälle, in denen Bezieher einer Rente 
aus der Rentenversicherung nebenher eine Beschäfti-
gung ausüben und einen Arbeitsunfa ll  erleiden, der 
nach Beginn der Rente aus der Rentenversicherung 
eingetreten ist. Gleiches gilt für Berufskrankheiten, 
jedoch mit der Maßgabe, daß als Zeitpunkt des Ver-
sicherungsfalls nicht der Ausbruch der Krankheit, 
sondern der letzte Tag der schädigenden Tätigkeit 
anzunehmen ist. Dieser Zeitpunkt ist von der Unfall-
versicherung in aller Regel wegen der Ermittlung 
des Jahresarbeitsverdienstes festzustellen. Entspre-
chendes gilt für Renten wegen verminderter Er-
werbsfähigkeit, wenn es sich um eine Beschäftigung 
handelt, die nach Eintritt der maßgebenden Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit ausgeübt wurde. Nur in 
den vorgenannten Fällen ist es gerechtfertigt, die 
Leistungen der Unfa llversicherung, die an die Stelle 
des neben der Rente aus der Rentenversicherung er-
zielten Arbeitsentgelts treten bzw. bei denen dieses 
Arbeitsentgelt nicht mehr berücksichtigt werden 
konnte, nicht zum Anlaß zu nehmen, die ihnen schon 
bisher geleistete Rente aus der Rentenversicherung 
zu mindern. Die Ausnahmeregelung betrifft - wie 
schon nach dem bis Ende 1991 geltenden Recht - 
nur die Bezieher einer eigenen Rente, die trotz Be-
rufs- oder Erwerbsunfähigkeit oder nach Erreichen 
der Altersgrenze weiter gearbeitet haben. Sie gilt im 
übrigen nur für die Dauer des Bezugs dieser Rente, 
findet also bei einer danach beginnenden weiteren 
Rente aus eigener Versicherung keine Anwendung 
mehr. Auf Hinterbliebenenrenten, bei denen der Un-
fall  bzw. die Berufskrankheit ohnehin nur vor Beginn 
der Hinterbliebenenrente eingetreten sein kann, ist 
die Ausnahmevorschrift nicht anzuwenden. 

Zu Nummer 28 

Die Änderung paßt die Vorschrift an den durch das 
Gesetz zur Förderung eines gleitenden Übergangs 
eingefügten § 237 an. 

Zu Nummer 29 

Folgeänderung zur Umstellung von Berücksichti-
gungszeiten auf Anrechnungszeiten. Vergleiche Be-
gründung zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht). 

Zu Nummer 31 

Folgeänderung zur Umstellung von Berücksichti-
gungszeiten auf Anrechnungszeiten. Vergleiche Be-
gründung zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht). 

Zu Nummer 32 

Folgeänderung zur Umstellung von Berücksichti-
gungszeiten auf Anrechnungszeiten. Vergleiche Be-
gründung zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht). 

Zu Nummer 38 

Folgeänderung zur Umstellung von Berücksichti-
gungszeiten auf Anrechnungszeiten. Vergleiche Be-
gründung zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht). 

Zu Nummer 40 

Durch die Neufassung des Satzes 1 im neu eingefüg-
ten Absatz 3 werden auch die Gesellschaftsanteile 
an und Vereinsmitgliedschaften bei Rehabi litations-
einrichtungen von der Veräußerungspflicht ausge-
nommen. Diese Beteiligungen sind eine wich tige 
Stütze zur Wahrnehmung der rehabilitationspoliti-
schen Aufgaben der Bundesversicherungsanstalt für 
Arbeit und sichern ihr die Möglichkeit einer fachli-
chen Einflußnahme. Mit der Neufassung des Satzes 2 
im neu eingefügten Absatz 3 wird verhindert, daß li-
quides Beteiligungsvermögen auch zu einem ggf. 
sehr niedrigen Anschaffungswert veräußert werden 
muß. Eine Veräußerung des liquiden Beteiligungs-
vermögens entspricht nur dann dem Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit, wenn durch den Verkauf ein Preis 
mindestens in Höhe des nach dem Ertragswertver-
fahren zu ermittelnden Wertes erzielt wird. Der neu 
angefügte Absatz 4 sieht vor, daß die Bundesversi-
cherungsanstalt für Angestellte und die Bundes-
knappschaft verpflichtet sind, das Bundesministeri-
um für Arbeit und Sozialordnung über die Erfüllung 
der Verpflichtungen nach Absatz 3 umfassend mo-
natlich zu informieren. Die zur Erfüllung der Auflö-
sungsverpflichtung erforderlichen Rechtsgeschäfte 
sind vorrangig durch die vorgenannten Träger vorzu-
nehmen. Daneben ist auch das Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung berechtigt, die Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte sowie die 
Bundesknappschaft im Benehmen mit diesen bei al-
len Rechtsgeschäften zu vertreten, die zur Erfüllung 
der Auflösungsverpflichtungen erforderlich sind. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung kann sich bei den abzuschließenden Rechtsge-
schäften eines Dritten bedienen. Die Bundesversi-
cherungsanstalt für Angestellte hat, soweit dies un-
ter Berücksichtigung aller Gesichtspunkte vertretbar 
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und auch unter Berücksichtigung des für die Veräu-
ßerung zu setzenden Zeitrahmens möglich ist, darauf 
hinzuwirken, daß Wohnungen zunächst den Mietern 
zum Kauf angeboten werden. Darüber hinaus ist 
auch bei den abzuschließenden Veräußerungsge-
schäften u. a. zu prüfen, inwieweit der Erwerber den 
Mietern Wohnungen vorrangig anbieten kann. Um 
die für die Auflösung des o. g. Vermögens erforderli-
chen Rechtsgeschäfte vornehmen zu können, wer-
den die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
und die Bundesknappschaft verpflichtet, dem Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung sämt-
liche hierfür benötigten Unterlagen auszuhändigen 
und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

Zu Nummer 41 

Folgeänderung zur Umstellung von Berücksichti-
gungszeiten auf Anrechnungszeiten. Vergleiche Be-
gründung zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) und zur 
späteren Anhebung der Altersgrenze bei der Alters-
rente für Frauen (vgl. Begründung zu § 41). 

Zu Artikel 2 

Zu Buchstabe a 

Der Text entspricht bis auf den letzten Halbsatz dem 
Entwurf der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. 
Der Halbsatz wird angefügt, um den banktech-
nischen Gegebenheiten Rechnung zu tragen und 
einen fristgerechten Eingang der Beiträge sicherzu-
stellen. Banküblicher Arbeitstag ist ein Arbeitstag, 
an dem nach den tarifvertraglichen Regelungen des 
Kreditgewerbes normal gearbeitet wird. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung entspricht einem gemeinsamen 
Wunsch der Spitzenverbände der Kranken- und 
Rentenversicherung sowie der Bundesanstalt für 
Arbeit. Sie soll am 1. Januar 1997 in Kraft treten. 

Zu Artikel 3 

Zu den Nummern 01 (neu), 02 (neu) und 1 

Entgegen der zunächst vorgesehenen Bezugnahme 
auf Grundrenten und Berechnungsmethoden nach 
dem BVG (§ 10 a),  die dem Unfallversicherungsrecht 
systemfremd ist, sollen die beabsichtigten Kosten-
einsparungen entsprechend der Leistungssystematik 
der gesetzlichen Unfa llversicherung durch Verände-
rung des für die Rentenberechnung maßgebenden 
Jahresarbeitsverdienstes vorgenommen werden. Der 
Einspareffekt wird dadurch sichergestellt, daß der 
nach § 8 Abs. 3 und § 8 a Abs. 1 vorgegebene Faktor 
für die Multiplikation des ermittelten Jahresarbeits-
verdienstes von 0,7 auf 0,5 abgesenkt wird. 

Zu Nummer 4 

Durch die Änderung wird sichergestellt, daß auch 
für Entgeltpunkte, die der knappschaftlichen Versi-
cherung zugeordnet werden, die angestrebte Be-
grenzung auf den Wert von  maximal 25 Entgeltpunk-
ten der Rentenversicherung der Arbeiter und Ange

-

stellten erreicht wird. Die Versicherungszugehörig-
keit wird nicht berührt. 

Zu Nummer 5 (neu) 

Durch die Änderung wird erreicht, daß Zeiten der 
Arbeitslosigkeit und der Krankheit, die im Her-
kunftsgebiet zurückgelegt wurden, den gleichen 
Bewertungsvorschriften unterfallen wie vergleich-
bare Zeiten, die in den alten Bundesländern zurück-
gelegt wurden. 

Zu Artikel 4 

Zu Nummer 01 (neu) 

Durch die Regelung wird dem Vertrauensschutz von 
Personen Rechnung getragen, bei denen der Renten-
beginn vor dem Inkrafttreten dieses Änderungsge-
setzes liegt. 

Zu Nummer 1 Buchstabe c 

Durch die Streichung wird den Besonderheiten des 
Abkommens vom 9. Oktober 1975 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik Polen 
über Renten und Unfallversicherung Rechnung ge-
tragen. Artikel 27 Abs. 2 des Abkommens vom 8. De-
zember 1990 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Republik Polen über Soziale Sicherheit 
bestimmt, daß für die vor dem 1. Januar 1991 auf-
grund des Abkommens vom 9. Oktober 1975 erwor-
benen Ansprüche und Anwartschaften die Rechts-
vorschriften maßgebend sind, die am jeweiligen 
Wohnort für Versicherungszeiten gelten, die do rt  zu-
rückgelegt sind. Nach Artikel 2 Abs. 1 des Zustim-
mungsgesetzes zu dem Abkommen vom 9. Oktober 
1975 werden Zeiten, die nach dem polnischen Recht 
der Rentenversicherung zu berücksichtigen sind, bei 
der Feststellung einer Rente aus der deutschen ge-
setzlichen Rentenversicherung in Anwendung des 
Fremdrentengesetzes und des Fremdrenten- und 
Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes berücksich-
tigt, solange der Berechtigte im Gebiet der Bundes-
republik Deutschland nach dem Stand vom 2. Okto-
ber 1990 wohnt. Hieraus folgt, daß diese Berechtig-
ten entsprechend dem Niveau der alten Bundeslän-
der, also nach dem Rentenniveau West, einzuglie-
dern sind. Wohnt der Berechtigte in dem in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebiet, sind für 
die Berücksichtigung der nach polnischen Rechts-
vorschriften zurückgelegten Zeiten, die im Beitritts-
gebiet geltenden Rechtsvorschriften, also das Ren-
tenniveau Ost, maßgebend. 

Zu Nummer 3 

Die Regelung stellt sicher, daß für Rentenbeginns

-

fälle bis zum ersten des auf die Verkündung dieses 
Gesetzes folgenden Kalendermonats die bisherigen 
Regelungen des FRG und des FANG anzuwenden 
sind, wenn die Berechtigten vor dem 7. Mai 1996 zu-
gezogen sind. 



Drucksache 13/5108 	Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

Zu Artikel 6 

Zu den Nummern 1 und 2 

Die Änderung stellt klar, daß der Rechtsanspruch auf 
berufsfördernde Leistungen zur Rehabilitation für 
anerkannte Schwerbehinderte und für Personen, die 
Leistungen zur Teilnahme an Maßnahmen im Ein-
gangsverfahren oder im Arbeitstrainingsbereich an-
erkannter Werkstätten für Behinderte benötigen, be-
stehen bleibt. Des weiteren bewirkt die Änderung, 
daß Personen, die wegen Art  oder Schwere ihrer Be-
hinderung in besonderer Weise auf Hilfe zur berufli-
chen Eingliederung angewiesen sind, bei der Aus-
übung des Ermessens vorrangig berücksichtigt wer-
den; dies soll insbesondere für Personen gelten, die 
in Einrichtungen für Behinderte beruflich rehabili-
tiert werden. Innerhalb der besonders zu berücksich-
tigenden Personengruppe sollen wiederum Hilfen 
für Jugendliche und junge Erwachsene, die zu ihrer 
Ausbildung oder Berufsvorbereitung einer Einrich-
tung für Behinderte bedürfen, Priorität haben. 

Zu Nummer 5 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 5 a (neu) 

Wegen des vom Deutschen Bundestag am 9. Februar 
1996 beschlossenen Arbeitslosenhilfe-Reformgeset-
zes hat der Bundesrat am 1. März 1996 den Vermitt-
lungsausschuß angerufen und nach erfolglosem Ver-
mittlungsverfahren am 24. Mai 1996 Einspruch ein-
gelegt. Der Deutsche Bundestag hat den Einspruch 
am 13. Juni 1996 zurückgewiesen. Wegen der Dauer 
des Vermittlungsverfahrens konnte das Arbeitslo-
senhilfe-Reformgesetz nicht mehr vor dem vom 
Deutschen Bundestag beschlossenen Inkrafttreten 
verkündet werden. Es muß deshalb rückwirkend 
zum 1. April 1996 in Kraft treten. Um eine verfas-
sungsrechtlich bedenkliche Rückwirkung einzelner 
den Bürger belastender Vorschriften des Arbeitslo-
senhilfe-Reformgesetzes zu vermeiden, soll durch 
die Änderung von § 242v klargestellt werden, daß 

- den Betroffenen belastende Vorschriften des Ar-
beitslosenhilfe-Reformgesetzes ab 1. Juli 1996, 
d. h. nur für die Zeit nach der Verkündung, anzu-
wenden sind, 

- den Betroffenen begünstigende Vorschriften ab 
1. April 1996 angewendet werden. 

Das Arbeitslosenhilfe-Reformgesetz geht davon aus, 
daß die sogenannte originäre Arbeitslosenhilfe durch 
Artikel 7 des Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes und anderer Gesetze 
entfallen ist. Da die originäre Arbeitslosenhilfe für 
ein Jahr gewährt wird, haben die Vorschriften über 

- die jährliche Anpassung des Bemessungsentgelts 
an die Entwicklung der Bruttoarbeitsentgelte 
(§ 112a), 

- die jährliche pauschalierende Berücksichtigung 
des Verlusts an beruflicher Qualifikation (§ 136 
Abs. 2 b) 

in der Vielzahl der Fälle keine praktische Bedeu-
tung. Sie sollen deshalb - zusammen mit der Über-
gangsvorschrift (§ 242v Abs. 1) - auf die originäre 
Arbeitslosenhilfe nicht angewendet werden. 

Zu Artikel 8 

Zu Nummer 1 (neu) 

Folgeänderung zur Streichung von § 5 Abs. 3 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (vgl. Artikel 1 
Nr. 2). 

Zu Nummer 2 (neu) 

Wegen des in der Landwirtschaft stattfindenden 
Strukturwandels kann für die Begrenzung der Aus-
gaben für Leistungen zur medizinischen Rehabi lita-
tion und für Betriebs- und Haushaltshilfe nicht nur 
auf die Entwicklung der Bruttolohn- und -gehalts-
summe abgestellt werden. Zusätzlich zu berücksich-
tigen ist die Entwicklung der Zahl derjenigen, die in 
der Regel berechtigt sind, diese Leistungen von den 
Alterskassen in Anspruch zu nehmen und nicht etwa 
vorrangig von der gesetzlichen Rentenversicherung, 
wie dies in der Regel bei den in der allgemeinen 
Krankenversicherung versicherten Nebenerwerbs-
landwirten hinsichtlich von Leistungen zur medizini-
schen Rehabilitation der Fa ll  ist. 

Zu Artikel 9 

Die Änderungen des FRG treten bereits mit Wirkung 
vom 7. Mai 1996 in Kraft. Für die Überprüfung von 
Feststellungsbescheiden ist es deshalb erforderlich, 
auf einen Rentenbeginn ab diesem Zeitpunkt abzu-
stellen. 

Zu Artikel 9 a (neu) 

Ehemalige Beschäftigte der Deutschen Reichsbahn 
und der Deutschen Post hatten aufgrund der ge-
nannten Versorgungsordnungen Anspruch auf eine 
Versorgung, solange diese höher war, als die gleich-
artige Rente aus der Sozialpflichtversicherung und 
der freiwilligen Zusatzrentenversicherung (FZR). 
Nach der 1. und 2. Rentenanpassungsverordnung 
sollten - wie auch schon nach dem Rentenanglei-
chungsgesetz - nur Renten aus der Sozialpflicht-
versicherung und der FZR, nicht aber die an deren 
Stelle gezahlten Versorgungsleistungen erhöht wer-
den. Die (ruhenden) Renten aus der Sozialpflichtver-
sicherung und der FZR sollten erst dann gezahlt wer-
den, wenn sie aufgrund der Anpassung höher wa-
ren, als die gleichartige Versorgung. Die Regelungen 
der 1. und 2. Rentenanpassungsverordnung sind von 
den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit in einer 
Weise ausgelegt worden, die weder dem Willen des 
Verordnungsgebers noch der zugrundeliegenden 
gesetzlichen Ermächtigungsnorm entspricht. Das 
Bundessozialgericht hat in einem Fa ll  entschieden, 
daß die Versorgung der Deutschen Reichsbahn und 
nicht die geringeren und deshalb ruhenden Renten 
aus der Sozialpflichtversicherung und der FZR anzu-
passen sind. Dies führt zu einem höheren Rentenbe-
trag im Dezember 1991 und damit letztlich auch zu 
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einer höheren besitzgeschützten Leistung für die 
Zeit vom 1. Januar 1992 an. Diese Auslegung führt 
zu weiteren nicht beitragsgedeckten Leistungen der 
Rentenversicherung für ehemalige Beschäftigte der 
Deutschen Reichsbahn und der Deutschen Post. Mit 
der Änderung wird die ursprüngliche Regelungsab-
sicht klargestellt und einer extensiven Auslegung 
der genannten Vorschriften zu Lasten der Solidarge-
meinschaft der Beitragszahler entgegengewirkt. 

Zu Artikel 9 b (neu) 

Vergleiche Begründung zu Artikel 9a (Änderung der 
1. Rentenanpassungsverordnung). 

Zu Artikel 9 c (neu) 

Die Abgabeverpflichtung nach § 24 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 KSVG ist von der Rechtsprechung so extensiv 
ausgelegt worden, daß insbesondere im Interesse 
von Vereinen, die das heimatliche Brauchtum pfle-
gen, gesetzliche Korrekturen zur Einschränkung der 
Abgabepflicht geboten sind. Künftig sollen die 
Nummern 2 und 3 des § 24 Abs. 1 Satz 1 KSVG nur 
die typischen Verwerter künstlerischer oder publizi-
stischer Werke oder Leistungen erfassen, d. h. der 
Hauptzweck muß wie bei Konzertchören die öffentli-
che Aufführung oder Darbietung sein (Nummer 2) 
bzw. die Organisation von Veranstaltungen mit 
Künstlern muß zum wesentlichen Geschäftsinhalt 
gehören (Nummer 3). Gesang-, Musik- und Karne-
valsvereine sowie Liebhaberorchester fallen damit 
regelmäßig nicht mehr unter die Abgabepflicht des 
§ 24 Abs. 1 KSVG. Auch die Abgabepflicht nach der 
Generalklausel des § 24 Abs. 2 KSVG soll einge-
schränkt werden. Der neue Satz 2 stellt klar, daß die 
Abgabepflicht mindestens drei Veranstaltungen im 
Kalenderjahr voraussetzt. 

Zu Artikel 10 

Zu Absatz 3 

Artikel 2 soll am 1. Januar 1997 in Kraft treten. 

Zu den Absätzen 6 bis 8 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zum Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4611 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 a (neu) 

Die Ergänzung erweitert die Verordnungsermächti-
gung dahin gehend, daß neben der Behandlung von 
Versicherungsunterlagen und der Festlegung der 
Voraussetzungen ihrer Vernichtung auch der son-
stige Schriftverkehr, der im Zusammenhang mit der 
Anerkennung von rentenrechtlichen Zeiten im Rah-
men der Kontenklärung oder aus sonstigem Anlaß 
geführt wurde, einbezogen wird. Dies soll eine ein-
heitliche Verfahrensweise hinsichtlich der Aktenver-
nichtung und Aktenarchivierung bei den Rentenver-
sicherungsträgern sicherstellen.  

Zu Nummer 3 

Aufgrund der Neufassung wird die Verwendung von 
Mitteln für den Bau von eigenen Rehabilitationsein-
richtungen der Rentenversicherungsträger auf die 
notwendigen Ausgaben für die Instandhaltung der 
bestehenden Einrichtungen und für die Fertigstel-
lung der Einrichtungen beschränkt, mit deren Bau 
bereits begonnen wurde. Diese Regelung stellt damit 
sicher, daß trotz Rückführung der Anzahl medizini-
scher Rehabilitationsmaßnahmen die Bettenkapazi-
tät in Eigeneinrichtungen der Rentenversicherungs-
träger nicht erweitert wird, und verhindert damit 
gleichzeitig, daß Bettenkapazitäten in den Vertrags-
häusern der Rentenversicherungsträger hierdurch 
weiter abgebaut werden müßten. Als im Bau befind-
liche Eigenbetriebe sind dabei nur diejenigen Eigen-
betriebe anzusehen, bei denen die Planungsphase 
bereits abgeschlossen und mit Baumaßnahmen, die 
der Errichtung des Gebäudes dienen, begonnen wor-
den ist. Gleiches gilt sinngemäß für Bediensteten-
wohnungen. Die jährlichen Ausgaben für das Ver-
waltungsvermögen müssen sich nach der Entwick-
lung des Baukostenindexes (§ 85 Abs. 3 Viertes 
Buch) richten. Sie dürfen jedoch gegenüber dem 
Vorjahr höchstens um 2 % steigen. 

Zu Nummer 3 a (neu) 

Die Regelung stellt sicher, daß sich das Verhältnis 
bei der Belegung von Eigeneinrichtungen und ver-
traglich in Anspruch genommenen Rehabi litations-
einrichtungen nicht dadurch zu Lasten p rivater Re-
habilitationseinrichtungen verschiebt, daß die Ren-
tenversicherungsträger die bisherige Bettenkapazi-
tät nicht mehr benötigen. Dem Grundsatz der Wi rt

-schaftlichkeit entspricht dabei die Inanspruchnahme 
von Einrichtungen mit dem sich unter Berücksichti-
gung der Umstände des Einzelfalls ergebenden gün-
stigsten Preis-/Leistungsverhältnis. 

Zu Nummer 5 

Durch die Neufassung von § 293a werden zum einen 
auch die Gesellschaftsanteile an und Vereinsmit-
gliedschaften bei Rehabilitationseinrichtungen von 
der Veräußerungspflicht ausgenommen. Diese Betei-
ligungen sind eine wichtige Stütze zur Wahrneh-
mung der rehabilitationspolitischen Aufgaben der 
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter und 
sichern ihnen die Möglichkeit einer fachlichen Ein-
flußnahme. Der neu angefügte Absatz 2 sieht vor, 
daß die Träger der Rentenversicherung der Arbeiter 
verpflichtet sind, die zuständigen Aufsichtsbehörden 
über die Erfüllung der Verpflichtungen nach 
Absatz 1 umfassend monatlich zu informieren. Die 
zur Erfüllung der Auflösungsverpflichtung erforder-
lichen Rechtsgeschäfte sind vorrangig durch die vor-
genannten Träger vorzunehmen. Daneben sind auch 
die zuständigen Aufsichtsbehörden oder die nach 
Landesrecht bestimmten Stellen berechtigt, die Trä-
ger der Rentenversicherung der Arbeiter im Beneh-
men mit diesen bei allen Rechtsgeschäften zu vertre-
ten, die zur Erfüllung der Auflösungsverpflichtungen 
erforderlich sind. Die Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter haben, soweit dies unter Berücksichti-
gung aller Gesichtspunkte vertretbar und auch unter 
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Berücksichtigung des für die Veräußerung zu setzen-
den Zeitrahmens möglich ist, darauf hinzuwirken, 
daß Wohnungen zunächst den Mietern zum Kauf an-
geboten werden. Darüber hinaus ist auch bei den ab-
zuschließenden Veräußerungsgeschäften u. a. zu 
prüfen, inwieweit der Erwerber den Mietern Woh-
nungen vorrangig anbieten kann. Um die für 
die Auflösung des o. g. Vermögens erforderlichen 
Rechtsgeschäfte vornehmen zu können, werden die 
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter ver-
pflichtet, den zuständigen Aufsichtsbehörden oder 
den durch Landesrecht bestimmten Dritten sämtliche 
hierfür benötigten Unterlagen auszuhändigen und 
die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

Zu Artikel 3 

Anders als bei der Ausgabenbegrenzungsvorschrift 
hinsichtlich der Kosten für Leistungen zur medizini-
schen Rehabilitation nach § 80 Abs. 1 ist hinsichtlich 
der Begrenzung der Verwaltungs- und Verfahrensko-
sten allgemein zu berücksichtigen, daß ein Rück-
gang der Anzahl der Versicherten zu einem Anstieg 
der Rentenempfänger und damit zu einem Verwal-
tungsmehraufwand führt, während der Rückgang 
der Anzahl der Versicherten bei der Rehabi litation 
auch zu einem Rückgang der Anzahl der Leistungen 
führt. Im Ergebnis - ebenso wie in der vorgesehenen 
Änderung von § 220 Abs. 1 i. V. mit Abs. 3 des Sech-
sten Buches Sozialgesetzbuch - soll daher die Ent-
wicklung der Zahl der Versicherten hinsichtlich der 
Begrenzung der Verwaltungs- und Verfahrenskosten 
nach § 80 Abs. 2 unberücksichtigt bleiben. 

Zu Artikel 3 a (neu) 

Einbeziehung der landwirtschaftlichen Krankenkas-
sen in die Regelung des § 220a SGB V (Verwaltungs-
ausgaben der Krankenkassen). 

Zu Artikel 4 

Zu Nummer 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Bonn, den 26. Juni 1996 

Ulrike Mascher 

Berichterstatterin 

Zu Artikel 5 

Zu Nummer 01 (neu) 

Die Änderung entspricht der Neufassung des § 20 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch im Gesetz zur 
Entlastung der Beiträge in der gesetzlichen Kranken-
versicherung (Beitragsentlastungsgesetz), durch die 
Maßnahmen zur Gesundheitsförderung im Hinblick 
auf die erforderliche Begrenzung und Konzentrie-
rung auf die medizinisch notwendigen Bereiche ge-
strichen worden sind. 

Zu Nummer 1 

Klarstellung, daß für sonstige Berechtigte und Lei-
stungsempfänger die Regelungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung mit dem entsprechenden Aus-
schluß der Kosten des Brillengestells (§ 33 Abs. 1 
Satz 3 -neu- SGB V) entsprechend gelten. 

Zu Nummer 2a (neu) 

Die Ergänzung schafft auch bei zahnerhaltenden 
Maßnahmen eine Mehrkostenregelung analog der 
Mehrkostenregelung beim Zahnersatz; sie entspricht 
der Ergänzung im Recht der gesetzlichen Kranken-
versicherung durch das Achte Gesetz zur Änderung 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (§ 28 Abs. 2 
SGB V). 

Zu Artikel 6 

Zu den Nummern 1 bis 3 (neu) 

Die Ausgabenbegrenzungsvorschrift hinsichtlich der 
Verwaltungs- und Verfahrenskosten in § 80 Abs. 2 
ALG soll erst in Kraft treten, wenn die Arbeiten zur 
Umsetzung des Agrarsozialreformgesetzes und des 
erst Ende 1995 hierzu verkündeten Änderungsgeset-
zes abgeschlossen sind. Die Regelung, nach der Mit-
tel für eigene Rehabilitationseinrichtungen der Ren-
tenversicherungsträger und für Bedienstetenwoh-
nungen nur noch zu deren Erhaltung aufgewendet 
werden sollen, soll am Tag nach der Verkündung des 
Gesetzes in Kraft treten. 






